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A. Problem und Ziel 

Die bestehende deutsch-quebecische Vereinbarung vom 14. Mai 1987 
(BGBl. 1988 II S. 26, 51) geht auf die besonderen innerstaatlichen Ver- 
hältnisse in Kanada zurück und trägt der eigenständigen beitragsbezoge- 
nen Rentenversicherung (Quebec Pension Plan) in Quebec Rechnung. 
Auf deutscher Seite ist der sachliche Geltungsbereich identisch zum 
Abkommen mit Kanada und erfasst in Bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland die Rechtsvorschriften über die Rentenversicherung, die 
hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, die Alterssicherung der 
Landwirte sowie die Arbeitslosenversicherung. Die Unfallversicherung ist 
bisher nicht einbezogen. 

Die vorliegende neue Vereinbarung soll die bestehende Vereinbarung 
ablösen. Ziel hierbei ist neben den erforderlichen Anpassungen an das 
durch das Zusatzabkommen vom 27. August 2002 (BGBl. 2003 II 
S. 666, 667) modifizierte deutsch-kanadische Abkommen vom 14. No- 
vember 1 985 über Soziale Sicherheit (BGBl. 1 988 II S. 26, 28) vor allem 
die Einbeziehung der Unfallversicherung in den sachlichen Geltungs- 
bereich der Vereinbarung. Im Verhältnis zu Kanada war es seinerzeit 
zu keiner Einbeziehung der gesetzlichen Unfallversicherung in den 
sachlichen Geltungsbereich des deutsch-kanadischen Abkommens 
über Soziale Sicherheit gekommen, weil die Gesetzgebungskompe- 
tenz für die Unfallversicherung bei den einzelnen kanadischen Provin- 
zen liegt. Es gab und gibt in Kanada keine bundeseinheitliche Unfall- 
versicherung, sondern verschiedene Systeme in den kanadischen 
Provinzen. Folglich kann die Unfallversicherung mangels Zuständig- 
keit der kanadischen Bundesbehörden nicht in den sachlichen Gel- 
tungsbereich des deutsch-kanadischen Abkommens über Soziale Si- 
cherheit aufgenommen werden. Artikel 26 des deutsch-kanadischen 
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Abkommens ermöglicht es aber, dass die Bundesrepublik Deutsch- 
land und eine Provinz Kanadas Vereinbarungen im Bereich der Sozia- 
len Sicherheit abschließen können, soweit diese in die Zuständigkeit 
der Provinz fallen und soweit die Vereinbarungen nicht den Bestim- 
mungen des Abkommens widersprechen. 

Die Einbeziehung der gesetzlichen Unfallversicherung in den sachlichen 
Geltungsbereich der Vereinbarung führt unter anderem zur Vermeidung 
von Versicherungen sowohl in Deutschland als auch in Quebec. Eine sol- 
che Doppelversicherung und damit eine doppelte Beltragsbelastung 
werden dadurch vermieden, dass die in das andere Land entsandten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer allein den Rechtsvorschriften 
einer Vertragspartei, in der Regel denen des Heimatstaats, unterliegen. 
Durch die Einbeziehung der gesetzlichen Unfallversicherung gilt dies 
künftig auch für diesen Bereich, in dem die Arbeitgeber die Beiträge allei- 
ne zu tragen haben. Insbesondere für deutsche Arbeitgeber, die In der 
Provinz Quebec mit Personal aus Deutschland tätig sind, wird dies zu ei- 
ner deutlichen Beitragsentlastung führen. 

Des Weiteren werden künftig vor allem entsandte Personen berechtigt 
sein, aushilfsweise Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des 
Aufenthaltsgebiets in Anspruch zu nehmen. Für die betroffenen Perso- 
nen bedeutet dies in der Praxis eine einfachere und schnellere Abwick- 
lung ohne in Vorleistung treten zu müssen, und für die zuständigen Trä- 
ger der gesetzlichen Unfallversicherung ergeben sich daraus deutlich 
günstigere Tarife. 

B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz werden die innerstaatlichen 
Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
für die Ratifikation geschaffen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsaufwand. 

E. Sonstige Kosten 

Keine nennenswerten Auswirkungen auf die Haushalte der Sozialver- 
sicherungsträger. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch die Vereinbarung nicht zu 
erwarten. 

F. Bürokratiekosten 

Es werden keine Informationspflichten für Unternehmen, Bürgerinnen 
und Bürger oder die Verwaltung eingeführt, verändert oder abgeschafft. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


Oktober 2010 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Vereinbarung vom 20. April 2010 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung von Quebec 
über Soziale Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Der Bundesrat hat in seiner 874. Sitzung am 24. September 2010 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zur Vereinbarung vom 20. April 2010 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung von Quebec 
über Soziale Sicherheit 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Folgenden in Quebec am 20. April 2010 Unterzeichneten zwischenstaatlichen 
Übereinkünften wird zugestimmt: 

1. der Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung von Quebec über Soziale Sicherheit, 

2. der Vereinbarung zur Durchführung der Vereinbarung vom 20. April 2010 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
von Quebec über Soziale Sicherheit (Durchführungsvereinbarung). 

Die Vereinbarungen werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung der Vereinbarung 
sowie Änderungen der in Artikel 1 Nummer 2 genannten Durchführungsvereinba- 
rung in Kraft zu setzen. Im Übrigen wird die Bundesregierung ermächtigt, die zur 
Durchführung der Vereinbarung erforderlichen innerstaatlichen Regelungen zu 
treffen. Dabei können zur Anwendung und Durchführung der Vereinbarung insbe- 
sondere über folgende Gegenstände Regelungen getroffen werden: 

1 . Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den mit der Durchführung der Vereinbarung befass- 
ten Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie die 
Verwendung von Vordrucken, 

3. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in der Vereinbarung 
genannter Stellen und Behörden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung nach ihrem Artikel 29 Absatz 1 und die 
Durchführungsvereinbarung nach ihrem Artikel 12 in Kraft treten, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf die Vereinbarungen ist Artikei 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
anzuwenden, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikei 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 des 
Grundgesetzes erforderiich, da die Vereinbarungen, die innerstaatlich in Geltung 
gesetzt werden, Verfahrensregelungen enthalten, die insoweit für abweichendes 
Landesrecht keinen Raum lassen. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem Wege 
der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung der Vereinbarung zu 
tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungsvereinbarun- 
gen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten, um die Inkraft- 
setzung von Änderungen der Durchführungsvereinbarung vom 20. April 2010 
oder um andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem die Vereinbarung nach ihrem Artikel 29 
Absatz 1 sowie die Durchführungsvereinbarung nach ihrem Artikel 12 in Kraft 
treten, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Es ergeben sich keine nennenswerten Auswirkungen auf die Haushalte der 
Sozialversicherungsträger. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind durch die Vereinbarungen nicht zu erwarten. 
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Vereinbarung 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung von Quebec 
über Soziale Sicherheit 


Entente 

en matiere de securite sociale 

entre le gouvernement de la Republique federale d’Allemagne 
et le gouvernement du Quebec 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung von Quebec - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen zu festigen, und entschlos- 
sen, die Koordination ihrer Rechtsvorschriften im Bereich der 
Sozialen Sicherheit auszubauen - 

haben Folgendes vereinbart: 

Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In dieser Vereinbarung bedeuten die Ausdrücke: 

1. „Hoheitsgebiet“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
deren Hoheitsgebiet, 

b) in Bezug auf Quebec 

das Hoheitsgebiet von Quebec; 

2. „Staatsangehöriger“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland, 

b) in Bezug auf Quebec 

einen kanadischen Staatsangehörigen, der den Rechts- 
vorschriften von Quebec unterliegt oder unterlegen hat; 


Le gouvernement de la Republique federale d’Allemagne 
et 

le gouvernement du Quebec - 

Desireux de renforcer leurs relations et resolus ä etendre la 
coordination de leurs legislations en matiere de securite sociale - 

sont convenus des dispositions suivantes: 

Titre Premier 
Dispositions generales 

Article 1 ®r 
Definitions 

(1) Dans la presente Entente, les expressions suivantes signi- 
fient: 

1 . «territoire»: 

a) relativement ä la Republique federale d’Allemagne, 
son territoire; 

b) relativement au Quebec, 
le territoire du Quebec; 

2. «ressortissant»: 

a) relativement ä la Republique federale d’Allemagne, 

un Allemand au sens de la Loi fondamentale de la Repu- 
blique federale d’Allemagne; 

b) relativement au Quebec, 

un Citoyen canadien qui est soumis ou a ete soumis ä la 
legislation du Quebec; 
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3. „Rechtsvorschriften“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

die Gesetze, Verordnungen und sonstigen allgemein 
rechtsetzenden Akte, die sich auf die in Artikel 2 Absatz 1 
Nummer 1 bezeichneten Zweige der sozialen Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland beziehen, 

b) in Bezug auf Quebec 

die Gesetze und die Verordnungen, die sich auf die in Ar- 
tikel 2 Absatz 1 Nummer 2 bezeichneten Zweige der so- 
zialen Sicherheit von Quebec beziehen; 

4. „zuständige Behörde“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 

b) in Bezug auf Quebec 

der Minister, dem die Anwendung der Rechtsvorschriften 
von Quebec obliegt; 

5. „Träger“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Anwendung der 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland ob- 
liegt, 

b) in Bezug auf Quebec 

das Ministerium oder die Einrichtung, dem bzw. der die 
Anwendung der Rechtsvorschriften von Quebec obliegt; 

6. „zuständiger Träger“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

den Träger, dem im Einzelfall die Anwendung der Rechts- 
vorschriften der Bundesrepublik Deutschland obliegt, 

b) in Bezug auf Quebec 

das Ministerium oder die Einrichtung, dem bzw. der im 
Einzelfall die Anwendung der Rechtsvorschriften von 
Quebec obliegt; 

7. „Versicherungszeiten“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

Beitragszeiten, die nach den Rechtsvorschriften der 
Bundesrepublik Deutschland als Versicherungszeiten 
bestimmt oder anerkannt sind, sowie ähnliche Zeiten, 
soweit sie in diesen Rechtsvorschriften als den Versiche- 
rungszeiten gleichwertig anerkannt sind, 

b) in Bezug auf Quebec 

jedes Jahr, für das nach den für das Rentensystem von 
Quebec (Regime de rentes du Quebec) geltenden 
Rechtsvorschriften von Quebec Beiträge entrichtet wor- 
den sind oder eine Invalidenrente gezahlt worden ist, oder 
jedes sonstige als gleichwertig anerkannte Jahr; 

8. „Geldleistung“ 

eine Rente oder eine andere Geldleistung einschließlich aller 
Erhöhungen. 

(2) Ausdrücke, deren Bedeutung in Absatz 1 nicht bestimmt 
ist, haben die Bedeutung, die sie nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften haben. 


3. «legislation»; 

a) relativement ä la Republique föderale d’Allemagne, 

les lois, reglements et autres actes legislatifs concernant 
les branches de securite sociale de la Republique föde- 
rale d’Allemagne visöes au numöro 1 du paragraphe 1 de 
l’article 2; 

b) relativement au Quöbec, 

les lois et röglements concernant les branches de söcu- 
ritö sociale du Quöbec visöes au numöro 2 du para- 
graphe 1 de l’article 2; 

4. «autoritö compötente»; 

a) relativement ä la Röpublique födörale d’Allemagne, 

le ministöre födöral du Travail et des Affaires sociales; 

b) relativement au Quöbec, 

le ministre chargö de l’application de la lögislation du 
Quöbec; 

5. «Institution»; 

a) relativement ä la Röpublique födörale d’Allemagne, 

l’organisme ou l’autoritö chargö de l’application de la 
lögislation de la Röpublique födörale d’Allemagne; 

b) relativement au Quöbec, 

le ministöre ou l’organisme chargö de l’application de la 
lögislation du Quöbec; 

6. «Institution compötente»; 

a) relativement ä la Röpublique födörale d’Allemagne, 

l’institution chargöe dans chaque cas particulier de l’ap- 
plication de la lögislation de la Röpublique födörale d’Al- 
lemagne; 

b) relativement au Quöbec, 

le ministöre ou l’organisme chargö dans chaque cas par- 
ticulier de l’application de la lögislation du Quöbec; 

7. «pöriodes d’assurance»; 

a) relativement ä la Röpublique födörale d’Allemagne, 

les pöriodes de cotisation döterminöes ou reconnues 
comme une pöhode d’assurance en vertu de la lögisla- 
tion de la Röpublique födörale d’Allemagne ainsi que les 
pöriodes similaires dans la mesure oü eiles sont recon- 
nues comme öquivalentes aux pöriodes d’assurance en 
vertu de cette lögislation; 

b) relativement au Quöbec, 

toute annöe ä l’ögard de laquelle des cotisations ont ötö 
payöes ou une rente d’invaliditö a ötö versöe en vertu de 
la lögislation relative au Rögime de rentes du Quöbec ou 
toute autre annöe considöröe comme öquivalente; 

8. «prestation en especes»; 

une Pension ou une autre prestation en espöces, y compris 
toute majoration. 

(2) Tout terme non döfini au paragraphe 1 a le sens qui lui est 
donnö dans la lögislation applicable. 


Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, bezieht sich diese Ver- 
einbarung 

1 . in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
auf die Rechtsvorschriften über die 


Article 2 

Champ d’application materlel 

(1) Sauf disposition contraire, la prösente Entente s’applique; 

1 . relativement ä la Röpublique födörale d’Allemagne, 
ä la lögislation concernant; 
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a) Rentenversicherung, 

b) hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

c) Alterssicherung der Landwirte, 

d) Unfallversicherung; 

2. in Bezug auf Quebec 

auf die Rechtsvorschriften über die 

a) Rentenversicherung von Quebec (Regime de rentes du 
Quebec), 

b) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, umfassen die Rechts- 
vorschriften im Sinne dieser Vereinbarung nicht die Bestimmun- 
gen, die sich für eine der Vertragsparteien aus Übereinkünften 
mit einem dritten Staat oder aus überstaatlichem Recht ergeben 
oder zu deren Ausführung dienen. 

(3) Diese Vereinbarung gilt, vorbehaltlich der Nummer 1 Buch- 
stabe e des Schlussprotokolls zur Vereinbarung, auch für Geset- 
ze, Verordnungen und sonstige allgemein rechtsetzende Akte, 
soweit sie die Rechtsvorschriften der Vertragsparteien ändern, 
ergänzen oder ersetzen. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt diese Vereinbarung für 

1 . Staatsangehörige einer Vertragspartei, 

2. Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des 
Protokolls vom 31. Januar 1967 zu dem genannten Ab- 
kommen, 

3. Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens 
vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der Staa- 
tenlosen, 

4. andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einer 
unter den Nummern 1 bis 3 genannten Person ableiten, 

5. Staatsangehörige eines anderen Staates als dem einer Ver- 
tragspartei, soweit sie nicht zu den unter Nummer 4 genann- 
ten Personen gehören. 

Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Soweit diese Vereinbarung nichts anderes bestimmt, ste- 
hen die in Artikel 3 Nummern 1 bis 4 bezeichneten Personen, die 
sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der einen oder anderen Ver- 
tragspartei aufhalten, bei Anwendung der Rechtsvorschriften ei- 
ner Vertragspartei deren Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften der einen Ver- 
tragspartei werden den Staatsangehörigen der anderen Vertrags- 
partei, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragspartei- 
en aufhalten, unter denselben Voraussetzungen erbracht wie den 
sich dort aufhaltenden Staatsangehörigen der ersten Vertrags- 
partei. 

Artikel 5 

Nichtanwendung von Wohnortklauseln 

Soweit diese Vereinbarung nichts anderes bestimmt, gelten 
die Rechtsvorschriften der einen Vertragspartei, nach denen An- 
sprüche auf Leistungen oder die Zahlung von Leistungen vom 
Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei abhängen, 
nicht für die in Artikel 3 Nummern 1 bis 4 genannten Personen, 


a) l’Assurance pension (Rentenversicherung); 

b) l’Assurance pension supplementaire des travailleurs de la 
siderurgie (hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung); 

c) la Securite de vieillesse des agriculteurs (Alterssicherung 
der Landwirte); 

d) l'Assurance accidents (Unfallversicherung); 

2. relativement au Quebec, 

ä la legislation concernant: 

a) le Regime de rentes du Quebec; 

b) les accidents du travail et les maladies professionnelles. 

(2) Sauf disposition contraire, la legislation au sens de la pre- 
sente Entente ne comprend pas les dispositions resultant pour 
une des Parties contractantes des accords conclus avec un Etat 
tiers ou d’une legislation supranationale ni les dispositions adop- 
tees pour en assurer l’application. 

(3) La presente Entente s’applique egalement, sous reserve 
de l’alinea e) du numero 1 du Protocole final ä l’Entente, ä toute 
loi, regiement et autre acte legislatif dans la mesure oü ils modi- 
fient, completent ou remplacent la legislation des Parties 
contractantes. 

Article 3 

Champ d’application personnel 

Sauf disposition contraire, la presente Entente s’applique: 

1 . aux ressortissants de chaque Partie contractante; 

2. ä toute personne refugiee teile que definie ä l’article 1 ®'' de la 
Convention relative au Statut des refugies du 28 juillet 1951 et 
du Protocole du 31 janvier 1967 ä cette Convention; 

3. ä toute personne apatride teile que definie ä l’article 1 ®r de la 
Convention relative au Statut des personnes apatrides du 
28 septembre 1 954; 

4. ä toute autre personne en ce qui concerne les droits acquis 
du Chef d’une personne visee aux numeros 1 ä 3 du present 
article; 

5. aux ressortissants d’un autre Etat que celui d’une Partie 
contractante dans la mesure oü ils ne font pas partie des per- 
sonnes visees au numero 4 du present article. 

Article 4 

Egalite de traitement 

(1) Sauf disposition contraire de la presente Entente, les per- 
sonnes visees aux numeros 1 ä 4 de l’article 3 qui resident sur le 
territoire de l’une ou l’autre des Parties contractantes regoivent, 
dans l’application de la legislation d’une Partie contractante, le 
meme traitement que les ressortissants de cette Partie contrac- 
tante. 

(2) Les ressortissants d’une Partie contractante qui resident 
ou sejournent hors du territoire des deux Parties contractantes 
regoivent les prestations prevues par la legislation de l’autre Par- 
tie contractante dans les memes conditions que celles qu’elle 
applique ä ses ressortissants residant ou sejournant hors du ter- 
ritoire des deux Parties contractantes. 

Article 5 

Non-application des 
dispositions relatives ä la territorialite 

Sauf disposition contraire de la presente Entente, la legislation 
de l’une des Parties contractantes qui subordonne les droits aux 
prestations ou le versement des prestations ä la condition que 
la personne interessee reside ou sejourne sur le territoire de cette 
Partie contractante n’est pas applicable aux personnes visees 
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die sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei aufhalten. 


Artikel 6 

Territorialitätsprinzip 

Vorbehaltlich der Artikel 7 bis 10 gelten für eine Person allein 
die Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet 
sie erwerbstätig ist. 

Artikel 7 
Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei beschäftigt ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsverhält- 
nisses von seinem Arbeitgeber in das Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei entsandt, um dort eine Arbeit für diesen 
Arbeitgeber auszuführen, so gelten in Bezug auf diese Beschäf- 
tigung während der ersten sechzig Kalendermonate der Beschäf- 
tigung im Hoheitsgebiet der zweiten Vertragspartei weiterhin al- 
lein die Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei als wäre er 
noch in deren Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 8 

Seeleute 

Würden für eine Person, die Mitglied der Besatzung eines See- 
schiffs ist, ohne diesen Artikel die Rechtsvorschriften beider Ver- 
tragsparteien gelten, so gelten in Bezug auf diese Beschäftigung 
allein die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland, 
wenn das Schiff berechtigt ist, die Flagge der Bundesrepublik 
Deutschland zu führen; in allen anderen Fällen gelten für die Per- 
son die Rechtsvorschriften von Quebec. 

Artikel 9 

Beschäftigte bei öffentlichen Arbeitgebern 

(1) Wird eine Person, die Staatsangehörige einer Vertragspar- 
tei ist, von dieser oder einem anderen öffentlichen Arbeitgeber 
dieser Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar- 
tei beschäftigt, so gelten für sie vorbehaltlich des Absatzes 2 in 
Bezug auf diese Beschäftigung allein die Rechtsvorschriften der 
ersten Vertragspartei. 

(2) Hat eine in Absatz 1 genannte Person sich vor Beginn der 
Beschäftigung für eine Vertragspartei oder einen anderen öffent- 
lichen Arbeitgeber dieser Vertragspartei gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei aufgehalten und hält sie sich 
weiterhin dort gewöhnlich auf, so gelten für sie in Bezug auf die- 
se Beschäftigung deren Rechtsvorschriften. Sie kann innerhalb 
von sechs Monaten nach Beginn dieser Beschäftigung die An- 
wendung der Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei wäh- 
len. Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die ge- 
wählten Rechtsvorschriften gelten vom Tag der Erklärung an. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für eine Person, 
die von einer in Absatz 1 genannten Person beschäftigt wird. 


Artikel 10 

Vereinbarung von Ausnahmen 

(1) Auf gemeinsamen Antrag des Arbeitnehmers und des Ar- 
beitgebers oder auf Antrag der selbstständig erwerbstätigen Per- 
son können die zuständigen Behörden oder die von ihnen be- 
zeichneten Stellen im gegenseitigen Einvernehmen von den 
Artikeln 6 bis 9 abweichen, unter der Voraussetzung, dass für die 
betreffende Person die Rechtsvorschriften einer der Vertragspar- 
teien gelten. Hierbei sind die Art und die Umstände der Beschäf- 
tigung zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die nicht Arbeit- 
nehmer sind. 


aux numeros 1 ä 4 de l’article 3 qui resident ou sejournent sur le 
territoire de l’autre Partie contractante. 

Article 6 

Principe de territorialite 

Sous reserve des articles 7 ä 10, une personne n’est soumise 
qu’ä la legislation de la Partie contractante sur le territoire de la- 
quelle eile travaille. 

Article 7 
Detachement 

Lorsqu’une personne salariee employee sur le territoire de 
l’une des Parties contractantes est detachee, dans le cadre de 
cet emploi, par son employeur sur le territoire de l’autre Partie 
contractante afin d’y effectuer un travail pour cet employeur, eile 
demeure, en ce qui a trait ä son emploi, soumise ä la seule 
legislation de la prämiere Partie contractante pendant les 
soixante premiers mois civils de son emploi sur le territoire de la 
deuxieme Partie contractante comme si eile etait encore 
employee sur le territoire de la premiere Partie contractante. 

Article 8 
Gens de mer 

Lorsque, n’eüt ete le present article, une personne, membre 
de l’equipage d’un navire, aurait ete soumise aux legislations des 
deux Parties contractantes, cette personne n’est soumise, en ce 
qui a trait ä cet emploi, qu’ä la legislation allemande, si le navire 
est autorise ä battre pavillon de la Republique föderale d’Alle- 
magne; dans tous les autres cas, la personne est soumise ä la 
legislation du Quebec. 

Article 9 

Employes du secteur public 

(1) Tout ressortissant d’une des Parties contractantes qui est 
employe par celle-ci ou par un autre employeur du secteur public 
de cette Partie contractante sur le territoire de l’autre Partie 
contractante est soumis, sous reserve des dispositions du para- 
graphe 2, ä la seule legislation de la premiere Partie contractante 
en ce qui a trait ä cet emploi. 

(2) Toute personne visee au paragraphe 1 du present article 
qui, avant le debut de son emploi pour une Partie contractante 
ou pour un autre employeur du secteur public de cette Partie 
contractante, residait sur le territoire de l’autre Partie contrac- 
tante et continue ä y resider est soumise ä la legislation de cette 
derniere Partie contractante, en ce qui a trait ä cet emploi. Elle 
peut opter, dans un delai de six mois ä compter du debut de cet 
emploi, pour l’application de la legislation de la premiere Partie 
contractante. L’option doit etre notifiee ä l’employeur. La legis- 
lation choisie s’applique alors ä partir de la date de la notifica- 
tion. 

(3) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 s’appliquent par 
analogie ä toute personne employee par une personne visee au 
paragraphe 1 du present article. 

Article 10 

Entente sur les exceptions 

(1) Sur demande conjointe de la personne salariee et de son 
employeur ou sur demande de la personne qui travaille pour son 
propre compte, les autorites competentes ou les organismes 
designes par ces dernieres peuvent, d’un commun accord, 
deroger aux dispositions des articles 6 ä 9, pourvu que la legis- 
lation de l’une des Parties contractantes s’applique ä la personne 
interessee. Dans ce cas, il sera tenu compte de la nature et des 
conditions de l’emploi. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 s’appliquent par analo- 
gie aux personnes qui ne sont pas salariees. 
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Teil II 

Bestimmungen über Leistungen 

Kapitel 1 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Artikel 1 1 

Berücksichtigung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei vor, dass 
bei der Bemessung des Grads der Minderung der Erwerbsfähig- 
keit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs infolge eines 
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit im Sinne dieser Rechts- 
vorschriften auch andere Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten 
zu berücksichtigen sind, so gilt dies auch für die unter die 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei fallenden Arbeits- 
unfälle und Berufskrankheiten, als ob sie unter die Rechtsvor- 
schriften der ersten Vertragspartei gefallen wären. Den zu be- 
rücksichtigenden Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten stehen 
solche gleich, die nach anderen Vorschriften als Unfälle oder an- 
dere Entschädigungsfälle zu berücksichtigen sind. 


(2) Der zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad 
der durch den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit eingetrete- 
nen Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den von ihm anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften fest. 

Artikel 12 

Sachleistungen bei Verlegung des Aufenthalts 

(1) Die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsgebie- 
te gilt in Bezug auf die Sachleistungen für eine Person, die wäh- 
rend einer Heilbehandlung ihren gewöhnlichen oder vorüberge- 
henden Aufenthalt in das Hoheitsgebiet der Vertragspartei, in 
dem der zuständige Träger nicht seinen Sitz hat, verlegt hat, nur, 
wenn der zuständige Träger dieser Verlegung vorher zugestimmt 
hat. 

(2) Die Zustimmung kann nachträglich erteilt werden. 

Artikel 13 

Sachleistungsaushilfe 

(1) Hat ein Träger der einen Vertragspartei einer Person im Ho- 
heitsgebiet der anderen Vertragspartei Sachleistungen zu erbrin- 
gen, so werden sie vom Träger des Aufenthaltsorts aushilfswei- 
se zu Lasten des zuständigen Trägers erbracht: 

1 . in der Bundesrepublik Deutschland 

von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), 
Deutsche Verbindungsstelle Unfallversicherung - Ausland, 
Berlin, oder von dem von ihr bezeichneten Träger der Unfall- 
versicherung, 

2. in Quebec 

vom Ausschuss für Gesundheit und Sicherheit am Arbeits- 
platz (Commission de la Sante et Securite du Travail, CSST), 
Montreal. 

(2) Für Art, Umfang und Dauer der Leistungserbringung gel- 
ten die für den Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden Rechts- 
vorschriften. 

(3) Personen und Stellen, die mit den in Absatz 1 genannten 
Trägern Verträge über die Erbringung von Sachleistungen für die 
bei diesen Trägern Versicherten geschlossen haben, sind ver- 
pflichtet, Sachleistungen auch für die vom persönlichen Gel- 
tungsbereich der Vereinbarung erfassten Personen zu erbringen. 


Titre II 

Dispositions relatives aux prestations 

Chapitre 1 

Accidents du travail 
et maladies professionnelles 

Article 1 1 

Prise en consideration des 
accidents du travail et des maladies professionnelles 

(1) Si la legislation d’une Partie contractante prevoit que, pour 
l’evaluation du taux de diminution de la capacite de gain ou la 
determination du droit aux prestations resultant d’un accident de 
travail ou d’une maladie professionnelle au sens de cette legisla- 
tion, d’autres accidents du travail ou maladies professionnelles 
seront egalement pris en consideration, cette disposition s’ap- 
plique egalement aux accidents du travail et aux maladies pro- 
fessionnelles survenus sous la legislation de l’autre Partie 
contractante comme s’ils etaient survenus sous la legislation de 
la prämiere Partie contractante. Sont assimiles aux accidents du 
travail et aux maladies professionnelles ä prendre en considera- 
tion ceux qui, selon d’autres dispositions, seront pris en conside- 
ration en tant qu’accidents ou en tant que cas donnant Neu ä 
reparation. 

(2) L’institution competente determine sa prestation selon le 
taux de diminution de la capacite de gain due ä l’accident du tra- 
vail ou ä la maladie professionnelle qu’elle est tenue de prendre 
en consideration sous la legislation qu’elle applique. 

Article 12 

Prestations en nature en 
cas de transfert de residence ou de sejour 

(1) La disposition sur l’egalite des territoires n’est applicable, 
en ce qui concerne les prestations en nature, aux personnes qui 
ont transfere, pendant un traitement curatif, leur Neu de sejour 
ou de residence sur le territoire de la Partie contractante dans 
lequel l’institution competente n’a pas son siege que lorsque 
l’institution competente a prealablement autorise ce transfert. 

(2) L’autorisation peut etre donnee ulterieurement. 

Article 13 

Entraide en matiere de prestations en nature 

(1) Les prestations en nature ä accorder par une institution de 
l’une des Parties contractantes ä une personne sur le territoire 
de l’autre Partie contractante sont servies ä titre substitutif par 
l’institution du Neu de sejour et ä la Charge de l’institution compe- 
tente, 

1 . en Republique föderale d’Allemagne: 

par l’Assurance accidents obligatoire allemande, Organisme 
de Naison allemand de l’assurance-accidents pour l’etranger 
(Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), Deutsche 
Verbindungsstelle Unfallversicherung - Ausland), Berlin, ou 
bien par l’institution de l’assurance accidents qu’elle designe. 

2. au Quebec: 

par la Commission de la sante et de la securite du travail 
(CSST), Montreal. 

(2) La nature, l’etendue et la duree des prestations servies 
sont soumises aux dispositions de la legislation appliquee par 
l’institution du Neu de sejour. 

(3) Les personnes et organismes qui ont conclu, avec les ins- 
titutions visees au paragraphe 1 , des conventions sur le Service 
de prestations en nature aux personnes affiliees ä ces institutions 
sont tenus d’assurer des prestations en nature egalement aux 
personnes relevant du champ d’appNcation personnel de l’En- 
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und zwar unter denselben Bedingungen, als ob diese Personen 
bei den Trägern des Aufenthaltsorts (Absatz 1) versichert wären 
und als ob die Verträge sich auch auf diese Personen erstreck- 
ten. 

Artikel 14 

Erstattung der Sachleistungsaushilfekosten 

Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Aufenthalts- 
orts die für die Sachleistungsaushilfe im Einzelfall tatsächlich auf- 
gewendeten Beträge mit Ausnahme der Verwaltungskosten. 

Kapitel 2 

Renten 

Artikel 15 

Zusammenrechnung von Versicherungszeiten 

Sind nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsparteien an- 
rechnungsfähige Versicherungszeiten zurückgelegt, so berück- 
sichtigt der zuständige Träger jeder Vertragspartei für den Erwerb 
des Leistungsanspruchs nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften soweit erforderlich auch die Versicherungs- 
zeiten, die nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertrags- 
partei anrechnungsfähig sind und sich nicht mit Zeiten über- 
schneiden, die nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 
anrechnungsfähig sind. 

Artikel 16 

Besonderheiten für Quebec 

(1) Dieser Artikel gilt für die nach den Rechtsvorschriften von 
Quebec zu erbringenden Leistungen. 

(2) Im Fall der Zusammenrechnung nach Artikel 15 verfährt 
der zuständige Träger von Quebec wie folgt: 

1 . Jedes Kalenderjahr mit mindestens drei nach den Rechtsvor- 
schriften der Bundesrepublik Deutschland anrechnungsfähi- 
gen Versicherungsmonaten wird als ein Beitragsjahr aner- 
kannt; 

2. die nach Nummer 1 anerkannten Versicherungsjahre werden 
mit den nach den Rechtsvorschriften von Quebec zurückge- 
legten Versicherungszeiten zusammengerechnet. 

(3) Wird der Leistungsanspruch aufgrund des Absatzes 2 er- 
worben, so stellt der zuständige Träger von Quebec die Höhe der 
Leistung wie folgt fest: 

1 . Die Höhe des einkommensbezogenen Teils der Leistung wird 
nach den Rechtsvorschriften von Quebec berechnet; 

2. die Höhe des festen Teils der Leistung wird im Verhältnis der 
Zeit, für die Beiträge nach den Rechtsvorschriften von Que- 
bec entrichtet worden sind, zur beitragsfähigen Zeit (periode 
cotisable), wie sie in diesen Rechtsvorschriften bestimmt ist, 
festgestellt. 

(4) Nach dieser Vereinbarung hat eine Person Anspruch auf 
eine Leistung nur, wenn ihre beitragsfähige Zeit, wie sie in den 
Rechtsvorschriften von Quebec bestimmt ist, wenigstens der 
Mindestwartezeit entspricht, die für den Erwerb eines Leistungs- 
anspruchs nach diesen Rechtsvorschriften erforderlich ist. 

Artikel 17 

Besonderheiten für die Bundesrepublik Deutschland 

(1) Sind die Voraussetzungen für den Rentenanspruch nur un- 
ter Berücksichtigung des Artikels 15 erfüllt, so werden die hierin 
bezeichneten Versicherungszeiten dem Versicherungszweig zu- 
geordnet, dessen Träger unter ausschließlicher Anwendung der 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland für die Fest- 
stellung der Leistung zuständig ist. Ist danach der Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zuständiger Träger, so 


tente dans les memes conditions que si ces personnes etaient 
affiliees aux institutions du lieu de sejour (paragraphe 1) et que 
les conventions couvraient aussi ces personnes. 


Article 14 

Remboursement des frais encourus en 

vertu de l’entraide en matiere de prestations en nature 

L’institution competente rembourse ä l’institution du lieu de 
sejour les sommes effectivement depensees dans des cas par- 
ticuliers relevant de l’entraide en matiere de prestations en na- 
ture, ä l’exception des frais administratifs. 

Chapitre 2 
Pensions 

Article 15 

Totalisation des periodes d’assurance 

Lorsque des periodes d’assurance admissibles ont ete effec- 
tuees en vertu de la legislation de l’une et de l’autre des Parties 
contractantes, l’institution competente de chacune des Parties 
tient egalement compte, dans la mesure necessaire pour ouvrir le 
droit ä une prestation en vertu de la legislation qu’elle applique, 
des periodes d’assurance admissibles en vertu de la legislation 
de l’autre Partie contractante pour autant qu’elles ne se super- 
posent pas avec les periodes d’assurance admissibles en vertu 
de la legislation qui s’applique ä eile. 

Article 16 

Particularites pour le Quebec 

(1) Le present article s’applique aux prestations payables en 
vertu de la legislation du Quebec. 

(2) Lorsque la totalisation prevue ä l’article 1 5 s’applique, l’ins- 
titution competente du Quebec procede de la fagon suivante: 

1 . toute annee civile comprenant au moins trois mois de periode 
d’assurance admissible en vertu de la legislation de la Repu- 
blique föderale d’Allemagne est reconnue comme une annee 
de cotisation; 

2. les annees reconnues en vertu du numero 1 sont totalisees 
avec les periodes d’assurance accomplies en vertu de la le- 
gislation du Quebec. 

(3) Lorsque le droit ä la prestation est acquis en vertu du pa- 
ragraphe 2, l’institution competente du Quebec determine le 
montant de la prestation comme suit: 

1 . le montant de la prestation reliee aux gains est calcule seien 
les dispositions de la legislation du Quebec; 

2. le montant de la partie uniforme de la prestation est etabli en 
Proportion de la periode ä l’egard de laquelle des cotisations 
ont ete payees en vertu de la legislation du Quebec par rap- 
port ä la periode cotisable teile que definie dans cette legis- 
lation. 

(4) Le droit d’une personne ä une prestation en vertu de la 
presente Entente ne peut etre acquis que si sa periode cotisa- 
ble, teile que definie dans la legislation du Quebec, est au moins 
egale ä la periode minimale de cotisation qui ouvre le droit ä une 
prestation en vertu de cette legislation. 

Article 17 

Particularites pour la Republique föderale d’Allemagne 

(1) Lorsque les conditions d’ouverture du droit ä la pension ne 
sont remplies qu’en application des dispositions de l’article 15, 
les periodes d’assurance qui y sont mentionnees sont assignees 
au regime d’assurance dont l’institution est responsable de de- 
terminer la prestation en vertu de la seule legislation de la Repu- 
blique föderale d’Allemagne. Si, dans ce cas, l’institution du rö- 
gime de pensions des mineurs est l’institution compötente, les 
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werden die nach den Rechtsvorschriften von Quebec zurück- 
gelegten Versicherungszeiten in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung nur dann berücksichtigt, wenn sie in einem berg- 
baulichen Betrieb unter Tage zurückgelegt sind. 

(2) Für die Zusammenrechnung nach Artikel 1 5 wird eine Zeit 
des gewöhnlichen Aufenthalts in Quebec, die nach dem Volks- 
rentengesetz, das für das Hoheitsgebiet von Quebec gilt, aner- 
kannt wird, vom zuständigen Träger der Bundesrepublik 
Deutschland als eine anrechnungsfähige Versicherungszeit be- 
rücksichtigt. 

(3) Für den Erwerb eines Leistungsanspruchs nach den 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland bei Anwen- 
dung des Artikels 15 

1 . gilt ein Monat, der am oder vor dem 31 . Dezember 1 965 en- 
det und nach dem Volksrentengesetz, das für das Hoheits- 
gebiet von Quebec gilt, als ein Monat des gewöhnlichen Auf- 
enthalts anerkannt wird, als ein Beitragsmonat nach den 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland; 

2. gilt eine Versicherungszeit, die nach den Rechtsvorschriften 
von Quebec zurückgelegt worden ist, als zwölf Beitragsmo- 
nate nach den Rechtvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland; 

3. gilt ein Monat, der am oder nach dem 1 . Januar 1 966 beginnt 
und der nach dem Volksrentengesetz, das für das Hoheits- 
gebiet von Quebec gilt, als ein Monat des gewöhnlichen Auf- 
enthalts anerkannt wird und für den kein Beitrag zur Renten- 
versicherung von Quebec entrichtet wurde, als Beitragsmonat 
nach den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

(4) Für die Rentenberechnung werden Entgeltpunkte nur aus 
den Versicherungszeiten ermittelt, die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt sind. 

(5) Ist nach den deutschen Rechtsvorschriften der Anspruch 
auf eine Leistung davon abhängig, dass in einem festgelegten 
Zeitraum (Rahmenzeitraum) eine bestimmte Anzahl von Pflicht- 
beiträgen entrichtet wurde, und sehen diese Rechtsvorschriften 
weiter vor, dass Zeiten, in denen Leistungen gewährt wurden, 
oder Zeiten der Kindererziehung diesen Zeitraum verlängern, so 
verlängert sich dieser Rahmenzeitraum auch durch Zeiten, in de- 
nen eine Altersrente oder eine Leistung bei Arbeitslosigkeit nach 
den in Quebec anwendbaren kanadischen Gesetzen und Verord- 
nungen oder Invaliditäts- oder Altersrente nach den Rechtsvor- 
schriften Quebecs oder Leistungen wegen Krankheit oder Ar- 
beitsunfälien (mit Ausnahme von Renten) nach den Vorschriften 
Quebecs gezahlt wurden, und durch Zeiten der Kindererziehung 
in Quebec. 

(6) Hängt für einen seibständig erwerbstätigen Handwerker 
das Recht auf Befreiung von der Versicherungspflicht davon ab, 
ob eine Mindestzahl von Beiträgen entrichtet ist, so werden da- 
für auch die nach den Rechtsvorschriften von Quebec zurück- 
gelegten Versicherungszeiten berücksichtigt. 

Teil III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 18 

Durchführungsvereinbarung 

(1) Die beiden Vertragsparteien oder die von ihnen bestimm- 
ten Behörden schließen eine Vereinbarung, die die Art und Wei- 
se der Durchführung dieser Vereinbarung einschließlich der Ver- 
waltungsverfahren festlegt (Durchführungsvereinbarung). 

(2) Die Verbindungsstellen der beiden Vertragsparteien wer- 
den in dieser Durchführungsvereinbarung bezeichnet. 


periodes d’assurance accomplies en vertu de la iegislation du 
Quebec ne sont prises en consideration par le regime de pen- 
sions des mineurs que si eiles ont ete completees au Service 
d’une entreprise miniere dans des operations souterraines. 

(2) Pour les fins de la totalisation prevue par l’article 15, une 
Periode de residence au Quebec, qui est reconnue seien la Loi 
sur la securite de la vieillesse qui s’applique sur le territoire du 
Quebec, est consideree par Institution competente de la Repu- 
blique föderale d’Allemagne comme une periode d’assurance 
admissible. 

(3) Aux fins de l’ouverture du droit ä une prestation en vertu 
de la Iegislation de la Republique föderale d’Allemagne, en appli- 
cation de l’article 15: 

1. un mois qui se termine le ou avant le 31 decembre 1965 et 
qui est reconnu, selon la Loi sur la söcuritö de la vieillesse qui 
s’applique sur le territoire du Quöbec, en tant qu’un mois de 
rösidence est considörö comme un mois de cotisation en 
vertu de la lögislation de la Röpublique födörale d’Allemagne; 

2. une pöriode d’assurance accomplie en vertu de la lögislation 
du Quöbec est considöröe comme douze mois de cotisation 
en vertu de la lögislation de la Röpublique födörale d’Alle- 
magne; 

3. un mois qui commence le ou apres le 1 janvier 1 966 et qui 
est reconnu, selon la Loi sur la söcuritö de la vieillesse qui 
s’applique sur le territoire du Quöbec, en tant qu’un mois de 
rösidence et pour lequel aucune cotisation n’a ötö versee au 
Rögime des rentes du Quöbec est considörö comme un mois 
de cotisation en vertu de la lögislation de la Röpublique fö- 
dörale d’Allemagne. 

(4) Aux fins du calcul des pensions, les points de römunöra- 
tion sont döterminös en fonction des seules pöriodes d’assu- 
rance accomplies aux termes de la lögislation allemande. 

(5) Si, aux termes de la lögislation allemande, l’admissibilitö ä 
une prestation est subordonnöe au fait qu’un nombre donnö de 
cotisations obligatoires soient versöes pendant une pöriode spö- 
cifiöe (pöriode de röförence) et si ladite lögislation stipule que les 
pöriodes pendant lesquelles une personne a regu des prestations 
ou a ölevö des enfants prolongent ladite pöriode, les pöriodes 
pendant lesquelles la personne a regu une pension de vieillesse, 
ou des prestations de chömage aux termes des lois et regle- 
ments du Canada applicables au Quöbec, ou des rentes de re- 
traite ou d’invaliditö, des prestations de maladie ou d’accident 
du travail (ä l’exception des pensions) aux termes de la lögisla- 
tion du Quöbec ainsi que les pöriodes pendant lesquelles une 
personne a ölevö des enfants au Quöbec prolongent ögalement 
ladite pöriode de röförence. 

(6) Lorsque le droit d’un artisan travaillant ä son compte d’etre 
dispensö de l’obligation de s’assurer est subordonnö au verse- 
ment d’un nombre minimal de cotisations, les pöriodes d’assu- 
rances accomplies aux termes de la lögislation du Quöbec sont 
ögalement prises en considöration ä cette fin. 

Titre III 

Dispositions diverses 

Article 18 

Arrangement d’application 

(1) Les deux Parties contractantes ou les autoritös qu’elles 
dösignent concluent un Arrangement qui fixe les modalitös d’ap- 
plication (Arrangement d’application) de la prösente Entente, y 
compris les proeödures administratives. 

(2) Les organismes de liaison des deux Parties contractantes 
sont dösignös dans cet Arrangement. 
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Artikel 19 
Amtshilfe 

(1) Die Behörden, die Träger und die Verbände von Trägern 
der Vertragsparteien leisten einander bei der Durchführung dieser 
Vereinbarung und der Rechtsvorschriften der Vertragsparteien 
gegenseitig Hilfe entsprechend den Rechtsvorschriften, die sie 
anwenden. Die Hilfe mit Ausnahme der Barauslagen ist kosten- 
los. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien übermit- 
teln einander alle Angaben über die Änderungen ihrer Rechts- 
vorschriften, sofern diese Änderungen die Durchführung dieser 
Vereinbarung berühren. 

Artikel 20 
Datenschutz 

(1 ) Die in Artikel 1 9 Absatz 1 genannten Stellen einer Vertrags- 
partei übermitteln 

1. in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften dieser Ver- 
tragspartei sowie 

2. in Übereinstimmung mit dieser Vereinbarung und einer nach 
Artikel 18 zu ihrer Durchführung geschlossenen Vereinbarung 

den zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei alle bei ih- 
nen vorhandenen Daten, die für die Durchführung dieser Verein- 
barung oder den Rechtsvorschriften, auf die sie sich bezieht, er- 
forderlich sind. 

(2) Personenbezogene Daten, die nach Absatz 1 übermittelt 
werden, werden in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei und den folgenden Bestimmungen 
geschützt: 

1 . Die übermittelnde und die empfangende Stelle haben die Da- 
ten vertraulich zu behandeln und in Übereinstimmung mit 
dem jeweiligen Recht der Vertragsparteien wirksam gegen 
unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte 
Bekanntgabe zu schützen. 

2. Die Daten dürfen für die Durchführung dieser Vereinbarung 
und der Rechtsvorschriften, auf die sie sich bezieht, an die 
danach im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei zustän- 
digen Stellen übermittelt werden. Die empfangende Stelle 
darf sie nur für diese Zwecke verwenden. Eine Weiterüber- 
mittlung innerhalb der empfangenden Vertragspartei an an- 
dere Stellen oder die Nutzung durch diese Vertragspartei für 
andere Zwecke ist im Rahmen des Rechts der Vertragspartei, 
die die Daten empfangen hat, zulässig, wenn sie Zwecken 
der sozialen Sicherung einschließlich damit zusammenhän- 
gender gerichtlicher Verfahren dient. Dies verhindert jedoch 
nicht die Weiterübermittlung dieser Daten in Fällen, in denen 
hierzu nach den Gesetzen oder sonstigen Vorschriften der 
empfangenden Vertragspartei zur Verhütung und Verfolgung 
von Straftaten von erheblicher Bedeutung, zur Abwehr erheb- 
licher Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder zu steuer- 
lichen Zwecken eine Verpflichtung besteht. 

3. Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Im Übrigen richtet sich das 
Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person vorhande- 
nen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen 
Recht der Vertragspartei, von deren Stelle die Auskunft be- 
gehrt wird. 

5. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 


Article 19 

Assistance administrative 

(1) Conformement ä la legislation qu’elles appliquent, ies au- 
torites, Ies institutions et Ies associations d’institutions des Par- 
ties contractantes se fournissent mutuellement assistance aux 
fins de l’application de la presente Entente et de la legislation 
des Parties contractantes. Cette assistance est fournie gratuite- 
ment sauf si eile implique des montants debourses en especes. 

(2) Les autorites competentes des Parties contractantes se 
transmettent tout renseignement sur les modifications apportees 
ä leur legislation respective pour autant que de telles modifica- 
tions affectent l’application de la presente Entente. 

Article 20 

Protection des renseignements 

(1) Les organismes d’une Partie contractante specifies au pa- 
ragraphe 1 de l’article 19, conformement ä: 

1 . la legislation de cette Partie contractante, et 

2. ä la presente Entente et tout arrangement conclu conforme- 
ment ä l’article 1 8 aux fins de la mise en application de la pre- 
sente Entente, 

transmettent aux organismes competents de l’autre Partie 
contractante tous les renseignements en leur possession neces- 
saires aux fins de l’application de la presente Entente ou de la 
legislation ä laquelle la presente Entente s’applique. 

(2) Tout renseignement ä caractere personnel transmis aux 
termes du paragraphe 1 est protege conformement ä la legisla- 
tion de l’autre Partie contractante et aux dispositions suivantes: 

1 . L'organisme transmetteur ainsi que l’organisme destinataire 
d’un renseignement traitent ledit renseignement de fagon 
confidentielle et le protegent effectivement contre l’acces non 
autorise, les alterations non autorisees et la divulgation non 
autorisee conformement au droit respectif des Parties 
contractantes. 

2. Les renseignements peuvent etre transmis aux organismes 
competents situes sur le territoire de l’autre Partie contrac- 
tante, aux fins de l’application de la presente Entente et de la 
legislation qui s’y rapporte. L’organisme destinataire ne peut 
les utiliser qu’ä ces seules fins. II est permis de divulguer ces 
renseignements ä d’autres organismes au sein de la Partie 
contractante destinataire ou de les utiliser ä d’autres fins, 
dans le cadre legal de la Partie contractante qui a regu lesdits 
renseignements, si cela seit ä des fins de protection sociale, 
y compris des procedures judiciaires en lien avec celle-ci. 
Cela n’empeche cependant pas de divulguer ces renseigne- 
ments dans des cas pour lesquels II existe une Obligation de 
le faire en vertu des lois ou autres dispositions de la Partie 
contractante destinataire afin de prevenir et de poursuivre les 
infractions d’une particuliere gravite, afin de proteger la secu- 
rite publique de dangers substantiels ou ä des fins fiscales. 

3. L’organisme destinataire informe l’organisme qui a transmis 
le renseignement, ä la demande de ce dernier, de l’usage des 
renseignements transmis et des resultats ainsi poursuivis. 

4. La personne concernee doit etre informee, si eile en fait la 
demande, des renseignements transmis sur sa personne 
ainsi que de l’utilisation prevue de ceux ci. Le droit de la per- 
sonne concernee d’acceder aux renseignements existant sur 
sa personne se conforme par ailleurs au droit interne de la 
Partie contractante d’oü est issu l’organisme faisant l’objet 
de cette demande. 

5. L’organisme transmetteur a l’obligation de veiller ä l’exacti- 
tude des renseignements devant etre transmis ainsi qu’ä la 
necessite et ä la proportionnalite de leur transmission par 
rapport ä l’objectif poursuivi. Dans ce processus, les inter- 
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Ilgen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, wenn 
die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme hat, dass da- 
durch gegen den Zweck eines innerstaatlichen Gesetzes ver- 
stoßen würde oder schutzwürdige Interessen des Betroffe- 
nen beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass unrichtige 
Daten oder Daten, die nach dem Recht der übermittelnden 
Vertragspartei nicht übermittelt werden durften, übermittelt 
worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle unverzüg- 
lich mitzuteilen. Diese Stelle ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Löschung unverzüglich vorzunehmen. 

6. Übermittelte personenbezogene Daten werden von der emp- 
fangenden Stelle gelöscht, sobald sie zu dem Zweck, zu dem 
sie übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind und 
kein Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Lö- 
schung schutzwürdige Interessen des Betroffenen im Bereich 
der sozialen Sicherung beeinträchtigt werden. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezo- 
genen Daten zu dokumentieren. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Betriebs- und Geschäfts- 
geheimnisse entsprechend. 

Artikel 21 

Währung und Umrechnungskurs 

Geldleistungen werden von einem Träger der einen Vertrags- 
partei an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei gewöhnlich aufhält, in der Währung der einen oder 
der anderen Vertragspartei wirksam erbracht. Werden sie in der 
Währung der anderen Vertragspartei erbracht, so ist der am Tag 
der Übermittlung durch die Bank gültige ümrechnungskurs maß- 
gebend. 

Artikel 22 

Gebühren und Befreiung von der Legalisation 

(1) Ist nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei die 
Ausstellung von Bescheinigungen oder ürkunden, die nach die- 
sen Rechtsvorschriften vorzulegen sind, völlig oder teilweise von 
Verwaltungskosten befreit, so gilt diese Befreiung auch für Be- 
scheinigungen oder ürkunden, die nach den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei vorzulegen sind. 

(2) ürkunden oder Schriftstücke, die bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften der beiden Vertragsparteien vorzulegen sind, 
bedürfen keiner Legalisation durch die diplomatischen oder kon- 
sularischen Behörden oder anderen ähnlichen Förmlichkeit. 

Artikel 23 

Einreichung von Schriftstücken 

(1 ) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif- 
ten einer Vertragspartei bei einer Stelle im Hoheitsgebiet der an- 
deren Vertragspartei gestellt worden, die für die Annahme des 
Antrags auf eine entsprechende Leistung nach den für sie gel- 
tenden Rechtsvorschriften zugelassen ist, so gilt der Antrag als 
bei dem zuständigen Träger der ersten Vertragspartei am glei- 
chen Tag gestellt. Dies gilt für sonstige Anträge sowie für Erklä- 
rungen und Rechtsbehelfe entsprechend. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind von der 
Stelle der einen Vertragspartei, bei der sie eingereicht worden 
sind, unverzüglich an die zuständige Stelle der anderen Vertrags- 
partei weiterzuleiten. 

(3) Für die Anwendung des Teils II, Kapitel 2 gilt ein Antrag auf 
eine Leistung nach den Rechtsvorschriften der einen Vertrags- 
partei auch als Antrag auf eine entsprechende Leistung nach den 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei, vorausgesetzt. 


dictions de transmission applicables dans les legislations in- 
ternes doivent etre respectees. La transmission de rensei- 
gnements n’est pas effectuee si l’organisme transmetteur a 
des raisons de supposer qu’elle irait ainsi ä l’encontre de 
l’objectif d’une loi interne ou qu’elle porterait atteinte aux in- 
terets legitimes de la personne concernee. S’il s’avere qu’ont 
ete transmis des renseignements inexacts ou des renseigne- 
ments dont la transmission est interdite aux termes de la le- 
gislation de la Partie contractante qui les a transmis, l’orga- 
nisme destinataire doit en etre immediatement avise. Cet 
organisme a alors l’obligation de proceder immediatement ä 
la correction ou ä la Suppression desdits renseignements. 

6. L’organisme d’une Partie contractante auquel le renseigne- 
ment ä caractere personnel est transmis supprime ledit ren- 
seignement, des qu’il n’est plus necessaire aux fins pour les- 
quelles il a ete transmis et s’il n’y a pas de raison de 
supposer que la Suppression porterait atteinte aux interets 
legitimes de la personne concernee dans le domaine de la 
protection sociale. 

7. L’organisme transmetteur et l’organisme destinataire ont 
l’obligation de garder une trace de la transmission et de la 
reception des renseignements ä caractere personnel. 

(3) Les paragraphes 1 et 2 s’appliquent par analogie aux 
secrets industriels et d’affaires. 

Article 21 

Devise et taux de change 

Toute prestation en especes est payable valablement par l’ins- 
titution d’une Partie contractante ä toute personne resident sur le 
territoire de l’autre Partie contractante dans la monnaie de l’une 
ou de l’autre Partie contractante. Si le versement est effectue 
dans la monnaie de l’autre Partie contractante, le taux de change 
utilise est celui en vigueur le jour oü le transfert bancaire est 
effectue. 

Article 22 

Frais ou exemption de legalisation 

(1) Toute exemption ou reduction de frais administratifs pre- 
vue par la legislation d’une Partie contractante relativement ä la 
delivrance d’un certificat ou document ä produire en application 
de cette legislation est etendue aux certificats et documents ä 
produire en application de la legislation de l’autre Partie contrac- 
tante. 

(2) Tout acte ou document ä produire en application des 
legislations des deux Parties contractantes est dispense du visa 
de legalisation par les autorites diplomatiques ou consulaires ou 
de toute autre formalite similaire. 

Article 23 

Presentation des documents 

(1) Si la demande de prestation payable en vertu de la legis- 
lation d’une Partie contractante a ete presentee ä un organisme 
sur le territoire de l’autre Partie contractante qui, en vertu de la 
legislation de cette derniere Partie contractante, est autorise ä 
recevoir une demande pour une prestation similaire, cette de- 
mande est reputee avoir ete presentee ä la meme date ä l’insti- 
tution competente de la premiere Partie contractante. La pre- 
sente disposition s’applique, par analogie, ä d’autres demandes, 
avis ou recours. 

(2) Les demandes, avis ou recours regus par un organisme 
d’une Partie contractante sont transmis par cet organisme sans 
tarder ä l’organisme competent de l’autre Partie contractante. 

(3) Pour l’application du chapitre 2 du titre II, une demande de 
prestation payable en vertu de la legislation d’une Partie contrac- 
tante est reputee etre egalement une demande de prestation si- 
milaire payable en vertu de la legislation de l’autre Partie contrac- 
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dass der Antragsteller zum Zeitpunkt der Antragstellung 

1 . beantragt, dass der Antrag als ein Antrag nach den Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei behandelt wird, oder 

2. Informationen bereitstellt, aus denen ersichtlich ist, dass Ver- 
sicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften der anderen 
Vertragspartei zurückgelegt wurden. 

Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich beantragt, 
dass die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften der an- 
deren Vertragspartei erworbenen Ansprüche auf Leistungen in 
den Fällen aufgeschoben wird, in denen er nach den Rechtsvor- 
schriften dieser Vertragspartei den Zeitpunkt bestimmen kann, 
der für die Erfüllung der Leistungsvoraussetzungen maßgeblich 
sein soll. 

Artikel 24 

Ärztliche Untersuchungen 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei vor- 
gesehenen ärztlichen Untersuchungen werden, so weit wie mög- 
lich, auf Antrag des zuständigen Trägers im Floheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei vom Träger des Ortes des vorübergehen- 
den oder gewöhnlichen Aufenthalts des Antragstellers durchge- 
führt. Der Träger, der die ärztlichen Untersuchungen verlangt, er- 
stattet dem Träger, der sie durchführt, die Kosten dieser 
Untersuchungen wie auch die hiermit verbundenen angemesse- 
nen Kosten der Unterbringung und Verpflegung sowie die ange- 
messenen Fahrtkosten. Der ersuchende Träger erstattet der un- 
tersuchten Person die sonstigen Kosten nach den von ihm 
anzuwendenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die Anerkennung der nach Absatz 1 durchgeführten ärzt- 
lichen Untersuchungen darf nicht versagt werden, nur weil sie im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei durchgeführt worden 
sind. 

(3) Der Träger einer Vertragspartei übermittelt, soweit nach 
seinen Rechtsvorschriften einschließlich der Gesetze und Vor- 
schriften über den Schutz persönlicher Daten zulässig, dem Trä- 
ger der anderen Vertragspartei auf Ersuchen kostenlos die in sei- 
nem Besitz befindlichen ärztlichen Angaben und Unterlagen, die 
sich auf die Erwerbsminderung des Antragstellers oder des Be- 
rechtigten beziehen. 

Artikel 25 

Amtssprachen und Bekanntgaben 

Die in Artikel 1 9 Absatz 1 genannten Stellen können bei Durch- 
führung der Rechtsvorschriften der Vertragsparteien und dieser 
Vereinbarung in der Amtssprache jeder Vertragspartei unmittel- 
bar miteinander und mit den beteiligten Personen und deren Ver- 
tretern verkehren. Entscheidungen eines Gerichts oder eines Trä- 
gers einer Vertragspartei können einer Person, die sich im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei gewöhnlich oder vor- 
übergehend aufhält, unmittelbar bekannt gegeben werden. 
Satz 2 gilt auch für Entscheidungen der Gerichte und Bescheide, 
die bei der Durchführung des deutschen Gesetzes über die 
Versorgung der Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, die 
dieses für entsprechend anwendbar erklären, erlassen werden. 


Artikel 26 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsparteien über 
die Auslegung oder Anwendung dieser Vereinbarung sollen, so- 
weit möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer- 
den, so wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei einem 
Schiedsgericht unterbreitet. 


tante pourvu que le requerant, ä la date ä laquelle il fait sa de- 
mande: 

1 . requiert qu’elle seit consideree comme une demande effec- 
tuee en vertu de la legislation de l’autre Partie contractante; 
ou 

2. fournisse des informations dont il ressort que des periodes 
d’assurance ont ete accomplies en vertu de la legislation de 
l’autre Partie contractante. 

Toutefois, ce qui precede ne s’applique pas si le requerant de- 
mande explicitement que la determination des droits acquis aux 
termes de la legislation de l’autre Partie contractante soit differee 
pour les cas oü, aux termes de la legislation de cette Partie 
contractante, il peut choisir la date ä utiliser aux fins de determi- 
ner quand les exigences d’ouverture du droit ä ladite prestation 
auront ete remplies. 

Artlcle 24 

Expertlses medlcales 

(1) Les expertises medicales prevues par la legislation d’une 
Partie contractante sont, dans la mesure du possible, effectuees, 
ä la demande de l’institution competente, sur le territoire de l’au- 
tre Partie contractante, par Institution du Neu de sejour ou de 
residence de la personne requerante. L’institution qui demande 
les expertises medicales rembourse ä l’institution qui les effectue 
les frais de ces expertises de meme que les frais raisonnables 
d’ hebergement, de repas et de transport y afferents. L’institution 
requerante rembourse ä la personne soumise ä une expertise les 
autres frais, conformement ä la legislation qu’elle applique. 


(2) Les expertises medicales effectuees aux termes du para- 
graphe 1 ne peuvent etre refusees du seul fait qu’elles ont ete 
produites sur le territoire de l’autre Partie contractante. 

(3) L’institution d’une Partie contractante fournit gratuitement 
ä l’institution de l’autre Partie contractante, sur demande et dans 
la mesure permise par sa legislation, comprenant les lois et re- 
glements relatifs ä la protection des renseignements personnels, 
toute donnee et tout document medicaux en sa possession se 
rapportant ä la diminution de la capacite de gain du demandeur 
ou du beneficiaire. 

Article 25 

Langues officielles et Communications 

Aux fins de l’application de la legislation des Parties contrac- 
tantes et de la presente Entente, les organismes vises au para- 
graphe 1 de l’article 1 9 peuvent communiquer directement entre 
eux ainsi qu’avec les personnes concernees ou leurs represen- 
tants dans la langue officielle de chaque Partie contractante. Une 
decision d’un tribunal ou d’une institution d’une Partie contrac- 
tante peut etre communiquee directement ä une personne resi- 
dent ou sejournant sur le territoire de l’autre Partie contractante. 
La deuxieme phrase s’applique aussi aux decisions des cours et 
aux notifications emises dans le cadre de la mise en ceuvre de 
la Loi allemande regissant l’aide aux victimes de guerre (Gesetz 
über die Versorgung der Opfer des Krieges) et des lois declarant 
que la Loi susmentionnee doit etre appliquee par analogie. 

Article 26 

Reglement des differends 

(1) Les differends entre les deux Parties contractantes au Su- 
jet de l’interpretation ou de l’application de la presente Entente 
doivent, autant que possible, etre regles par les autorites compe- 
tentes. 

(2) Si un differend ne peut etre regle de cette fagon, il est sou- 
mis, ä la demande d’une Partie contractante, ä un tribunal d’ar- 
bitrage. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 17 - 


Drucksache 17/3120 


(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen beider Vertragsparteien bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertrags- 
partei der anderen mitgeteilt hat, dass sie die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede 
Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Ist der 
Präsident Staatsangehöriger einer Vertragspartei oder ist er aus 
einem anderen Grund verhindert, so soll der Vizepräsident die 
Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vizepräsident Staatsan- 
gehöriger einer Vertragspartei oder ist auch er verhindert, so soll 
das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht 
Staatsangehöriger einer Vertragspartei ist, die Ernennungen vor- 
nehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit auf- 
grund der zwischen den Parteien bestehenden Verträge und des 
allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind bindend. 

(6) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie 
ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von 
den Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das Schieds- 
gericht kann eine andere Kostenregelung treffen. Im Übrigen 
regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Teil IV 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 27 

Leistungsansprüche aufgrund der Vereinbarung 

(1) Diese Vereinbarung begründet keinen Anspruch auf Leis- 
tungen für die Zeit vor ihrem Inkrafttreten. Die aufgrund der Ver- 
einbarung vom 14. Mai 1987 zwischen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Regierung von Ouebec über 
Soziale Sicherheit erworbenen Ansprüche bleiben unberührt. 

(2) Bei Anwendung dieser Vereinbarung werden auch die vor 
ihrem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertragspar- 
teien gegebenen erheblichen Tatsachen berücksichtigt. 

(3) Die Bestimmungen dieser Vereinbarung sind ohne Rück- 
sicht auf die Rechtskraft von Entscheidungen anzuwenden, die 
vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung getroffen worden sind. 

(4) Eine vor dem Tag des Inkrafttretens dieser Vereinbarung 
erbrachte Leistung wird auf Antrag der betreffenden Person neu 
festgestellt. Sie kann auch von Amts wegen neu festgestellt wer- 
den. Ergäbe die Neufeststellung keine oder eine niedrigere Geld- 
leistung, als sie zuletzt für die Zeit vor dem Inkrafttreten der Ver- 
einbarung gezahlt worden ist, so ist die Leistung ungeachtet des 
Absatzes 3 in der Höhe des bisherigen Zahlbetrags weiterzuzah- 
len. 


Artikel 28 
Schlussprotokoll 

Das Schlussprotokoll ist Bestandteil dieser Vereinbarung. 

Artikel 29 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

(1) Diese Vereinbarung tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die beiden Vertragspar- 


(3) Le tribunal d’arbitrage est constitue ad hoc; chaque Partie 
contractante nomme un membre et les deux membres se met- 
tent d’accord pour choisir comme President le ressortissant d’un 
Etat tiers qui est nomme par les gouvernements des deux Parties 
contractantes. Les membres sont nommes dans un delai de 
deux mois, le President dans un delai de trois mois apres que 
l’une des Parties contractantes a fait savoir ä l’autre qu’elle de- 
sire soumettre le differend au tribunal d’arbitrage. 

(4) Si les delais prevus au paragraphe 3 ne sont pas respec- 
tes et ä defaut d’un autre arrangement, chaque Partie contrac- 
tante peut prier le President de la Cour internationale de Justice 
de proceder aux nominations necessaires. Si le President est 
ressortissant de l’une des Parties contractantes ou s’il est em- 
peche pour une autre raison, il appartient au vice-president de 
proceder aux nominations. Si le vice-president est, lui aussi, res- 
sortissant de l’une des Parties contractantes, ou s’il est egale- 
ment empeche, c’est au membre de la Cour suivant immediate- 
ment dans la hierarchie et qui n’est pas ressortissant de l’une 
des Parties contractantes qu’il appartient de proceder aux no- 
minations. 

(5) Le tribunal d’arbitrage prend ses decisions sur la base des 
traites existant entre les Etats et du droit international general, ä 
la majorite des voix. Ses decisions sont obligatoires. 

(6) Chaque Partie contractante prend ä sa Charge les frais oc- 
casionnes par son propre membre, ainsi que les frais de sa re- 
presentation dans la procedure devant le tribunal d’arbitrage; les 
frais du President ainsi que les autres frais sont assumes, ä parts 
egales, par les deux Parties contractantes. Le tribunal d’arbitrage 
peut fixer d’autres modalites de prise en Charge des depenses. 
Pour le reste, le tribunal d’arbitrage regle lui-meme sa procedure. 

Titre IV 

DIspositions transitolres et finales 

Article 27 

Droits aux prestations en application de l’Entente 

(1) La presente Entente n’ouvre aucun droit au paiement 
d’une prestation pour une periode anterieure ä la date de son en- 
tree en vigueur. Les droits acquis en application de l’Entente en 
matiere de securite sociale du 14 mai 1987 entre le Gouverne- 
ment du Quebec et le Gouvernement de la Republique föderale 
d’Allemagne ne sont pas affectes. 

(2) Pour la mise en application de la presente Entente, il est 
tenu compte des faits pertinents survenus aux termes de la legis- 
lation des Parties contractantes avant l’entree en vigueur de la 
presente Entente. 

(3) La validite legale des decisions prises avant l’entree en vi- 
gueur de la presente Entente ne s’oppose pas ä l’application des 
dispositions de la presente Entente. 

(4) Une prestation accordee avant la date de l’entree en 
vigueur de la presente Entente est revisee, ä la demande de la 
personne interessee. Elle peut egalement etre revisee d’office. 
Nonobstant les dispositions du paragraphe 3, si cette revision 
ne conduit ä aucune prestation ou conduit ä une prestation 
moindre que celle versee en dernier Neu pour toute periode pre- 
cedant l’entree en vigueur de la presente Entente, la prestation 
est maintenue au montant de la prestation anterieurement 
versee. 

Article 28 
Protocole final 

Le Protocole final fait partie de la presente Entente. 

Article 29 

Entree en vigueur et abrogation 

(1) La presente Entente entre en vigueur le 1®r jour du 
deuxieme mois suivant le mois au cours duquel les deux Parties 
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teien einander mitgeteilt haben, dass die internen Verfahren für 
das Inkrafttreten abgeschlossen sind. Maßgebend ist der Tag 
des Eingangs der letzten Mitteilung. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung treten außer 
Kraft: 

- die Vereinbarung vom 14. Mai 1987 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung von Que- 
bec über Soziale Sicherheit und 

- die Vereinbarung vom 1 4. Mai 1 987 zur Durchführung der Ver- 
einbarung vom 14. Mai 1987 zwischen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Regierung von Quebec über 
Soziale Sicherheit. 

Artikel 30 
Geltungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. Sie kann von einer Vertragspartei durch Notifikation an die 
andere Vertragspartei gekündigt werden. Die Vereinbarung tritt 
am 31 . Dezember des auf die Notifikation folgenden Jahres au- 
ßer Kraft. 

(2) Tritt diese Vereinbarung infolge Kündigung außer Kraft, so 
gelten ihre Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leis- 
tungsansprüche weiter; zur Regelung der aufgrund der Verein- 
barung erworbenen Anwartschaften werden Verhandlungen ge- 
führt. 

Geschehen zu Quebec am 20. April 2010 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


contractantes se sont mutuellement informees que les proce- 
dures internes necessaires ä l’entree en vigueur de la presente 
Entente ont ete accomplies. Le jour de la reception de la der- 
niere notification fait foi. 

(2) Ä compter de l’entree en vigueur de la presente Entente, 
sont abroges: 

- L’Entente en matiere de securite sociale du 14 mai 1987 entre 
le Gouvernement du Quebec et le Gouvernement de la Repu- 
blique föderale d’Allemagne; 

- L’ Arrangement d’application du 14 mai 1987 de l’Entente en 
matiere de securite sociale du 14 mai 1987 entre le Gouver- 
nement du Quebec et le Gouvernement de la Republique fö- 
derale d’Allemagne. 

Article 30 
Duree 

(1) La prösente Entente est conclue pour une duröe indöflnie. 
Elle peut etre dönoncöe par une des Parties contractantes par 
notification ä l’autre Partie contractante. La prösente Entente 
prend fin le 31 döcembre de l’annöe qui suit la date de la notifi- 
cation. 

(2) En cas de dönonciation de la prösente Entente, ses dispo- 
sitions, en ce qui a trait aux droits acquis jusqu’ä la date de ces- 
sation de la prösente Entente, sont maintenues; des nögocia- 
tions sont entreprises afin de statuer sur les droits en cours 
d’acquisition en vertu de la prösente Entente. 

Fait ä Quöbec le 20 april 2010 en deux exemplaires, en 
langues frangaise et allemande, chaque texte faisant ögalement 
foi. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le gouvernement de la Röpublique födörale d’Allemagne 

Georg Witschel 

Für die Regierung von Quebec 
Pour le gouvernement du Quöbec 


Pierre Arcand 
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Schlussprotokoll 

zur Vereinbarung vom 20. April 2010 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung von Quebec 
über Soziale Sicherheit 


Protocole final 
ä l’Entente du 20 avril 2010 
en matiere de securite sociale 

entre le gouvernement de la Republique federale d’Allemagne 
et le gouvernement du Quebec 


Bei der Unterzeichnung der Vereinbarung zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung von 
Quebec über Soziale Sicherheit haben die Bevollmächtigten der 
beiden Vertragsparteien Folgendes vereinbart: 

1 . Zu Artikel 2 der Vereinbarung: 

a) Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende 
hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung und Alters- 
sicherung der Landwirte gilt Teil II, Kapitel 2 der Verein- 
barung nicht. 

b) Sind nach den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland außer den Voraussetzungen für die Anwen- 
dung der Vereinbarung auch die Voraussetzungen für die 
Anwendung einer anderen Übereinkunft oder einer über- 
staatlichen Regelung erfüllt, so lässt der deutsche Träger 
bei Anwendung der Vereinbarung die andere Überein- 
kunft oder die überstaatliche Regelung unberücksich- 
tigt. 

c) üngeachtet des Artikels 2 Absatz 2 der Vereinbarung 
und des vorstehenden Buchstabens b berücksichtigen 
die deutschen Träger bei der Anwendung der Vereinba- 
rung Versicherungszeiten, die in der kanadischen Ren- 
tenversicherung zurückgelegt worden sind, in gleicher 
Weise wie Versicherungszeiten, die in der Rentenversi- 
cherung von Quebec zurückgelegt worden sind. 

d) Artikel 2 Absatz 2 der Vereinbarung und der vorstehen- 
de Buchstabe b finden keine Anwendung, soweit die 
Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit, die sich für 
die Bundesrepublik Deutschland aus zwischenstaatli- 
chen Verträgen oder überstaatlichem Recht ergeben 
oder zu deren Ausführung dienen, Versicherungslastre- 
gelungen enthalten. 

e) Die Vereinbarung gilt für Gesetze und Verordnungen von 
Quebec, die die bestehenden Rechtsvorschriften auf 
neue Gruppen von Leistungsempfängern oder auf an- 
dere Leistungen ausdehnen, nur, wenn Quebec dem 
nicht binnen drei Monaten nach der amtlichen Veröffent- 
lichung dieser Gesetze und Verordnungen gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland widerspricht. 

2. Zu Artikel 3 der Vereinbarung: 

Bei Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften sind 
auch Staatsangehörige eines Staates, in dem die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 oder die Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 anzuwenden ist, unter Artikel 3 Nummer 1 der 
Vereinbarung einbezogen. 

3. Zu den Artikeln 4 und 5 der Vereinbarung und zu Nummer 4 
Buchstabe c des Schlussprotokolls: 


Lors de la Signatare de l’Entente en matiere de securite so- 
ciale entre le gouvernement du Quebec et le gouvernement de la 
Republique federale d’Allemagne, les plenipotentiaires des deux 
Parties contractantes sont convenus des dispositions suivantes: 

1 . Relativement ä l’article 2 de l’Entente: 

a) Le chapitre 2 du titre II de l’Entente ne s’applique pas ä 
l’Assurance pension supplementaire des travailleurs de 
la siderurgie ni ä la Securite de vieillesse des agriculteurs 
de la Republique federale d’Allemagne. 

b) Si, en vertu de la legislation de la Republique federale 
d’Allemagne, outre les conditions d’application de l’En- 
tente, sont egalement satisfaites les conditions d’appli- 
cation de toute autre Convention ou d’une reglementa- 
tion supranationale, l’institution allemande ne tient pas 
compte de cette autre Convention ou de cette reglemen- 
tation supranationale aux fins de l’application de l’En- 
tente. 

c) Nonobstant le paragraphe 2 de l’article 2 de l’Entente et 
l’alinea b) ci-dessus, pour les fins de l’application de 
l’Entente, les institutions allemandes considerent les pe- 
riodes d’assurance accomplies en vertu du Regime de 
pensions du Canada comme äquivalentes ä des pe- 
riodes d’assurance accomplies en vertu du Regime de 
rentes du Quebec. 

d) Le paragraphe 2 de l’article 2 de l’Entente et l’alinea b) 
ci-dessus ne s’appliquent pas si la legislation de 
securite sociale, decoulant pour la Republique federale 
d’Allemagne d’accords internationaux ou du droit 
supranational ou servant ä leur mise en application, 
contient des dispositions concernant la repartition de la 
Charge d’assurance. 

e) L’Entente ne s’applique aux actes legislatifs et regle- 
mentaires du Quebec qui etendent la legislation exis- 
tante ä des nouvelles categories de beneficiaires ou ä 
de nouvelles prestations que s’il n’y a pas, ä cet egard, 
Opposition du Quebec, notifiee ä la Republique federale 
d’Allemagne dans un delai de trois mois ä compter de 
la publication officielle de ces actes. 

2. Relativement ä l’article 3 de l’Entente: 

Aux fins de l’application de la legislation allemande, les res- 
sortissants d’un Etat dans le ressort duquel le regiement 
(CEE) n° 1408/71 ou le regiement (CE) n° 883/2004 est ap- 
plicable doivent etre compris dans le champ d’application 
du numero 1 de l’article 3 de l’Entente. 

3. Relativement ä l’article 4 et ä l’article 5 de l’Entente, ainsi 
qu’ä l’alinea c) du paragraphe 4 du Protocole final: 
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Bei Anwendung der Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland stehen die in Artikel 3 Nummer 1 bis 4 der 
Vereinbarung genannten Personen, die sich in Kanada 
außerhalb von Quebec gewöhnlich aufhalten, den Staats- 
angehörigen von Quebec gleich. 

4. Zu Artikel 4 der Vereinbarung: 

a) Versicherungslastregelungen in zwischenstaatlichen Ver- 
trägen bleiben unberührt. 

b) Die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die die Mitwirkung der Versicherten und der Arbeit- 
geber in den Qrganen der Selbstverwaltung der Träger 
und ihrer Verbände sowie in der Rechtsprechung der so- 
zialen Sicherheit gewährleisten, bleiben unberührt. 

c) Mit Ausnahme der deutschen Staatsangehörigen sind 
die in Artikel 3 Nummer 1 bis 3 der Vereinbarung ge- 
nannten Personen, die sich gewöhnlich im Hoheitsge- 
biet von Quebec aufhalten, zur freiwilligen Versicherung 
in der deutschen Rentenversicherung nur berechtigt, 
wenn sie zu dieser für mindestens sechzig Kalendermo- 
nate Beiträge wirksam entrichtet haben oder aufgrund 
übergangsrechtlicher Rechtsvorschriften, die vor dem 
19. Qktober 1972 in Kraft waren, zur freiwilligen Versi- 
cherung berechtigt waren. Sie sind mit Ausnahme der 
unter Artikel 3 Nummer 3 der Vereinbarung genannten 
Personen auch dann zur freiwilligen Versicherung in der 
deutschen Rentenversicherung berechtigt, wenn sie 
spätestens am Tag vor dem Inkrafttreten der Verein- 
barung einen freiwilligen Beitrag zur deutschen Renten- 
versicherung entrichtet haben. 

d) Sich gewöhnlich in Quebec aufhaltende Personen, die 
die Staatsangehörigkeit eines Staates haben, in dem die 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 oder die Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 anzuwenden ist, sind zur freiwilligen Versi- 
cherung in der deutschen Rentenversicherung nur nach 
Maßgabe dieser Verordnungen berechtigt. 

5. Zu Artikel 5 der Vereinbarung: 

a) Die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland 
über Geldleistungen aus Versicherungszeiten, die nicht 
nach Bundesrecht zurückgelegt sind, werden nicht be- 
rührt. 

b) Die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland 
über Leistungen zur Teilhabe durch die Träger der Ren- 
tenversicherung und der Alterssicherung der Landwirte 
bleiben unberührt. 


c) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt in Quebec 
gilt Artikel 5 der Vereinbarung in Bezug auf eine Rente 
nach den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nicht, 
wenn die Erwerbsminderung nicht ausschließlich auf 
dem Gesundheitszustand beruht. 


6. Zu den Artikeln 6 bis 1 0 der Vereinbarung: 

a) Gelten für eine Person nach den Bestimmungen der Ver- 
einbarung die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland, so finden in gleicher Weise auf sie und ih- 
ren Arbeitgeber hinsichtlich dieser Erwerbstätigkeit auch 
die Vorschriften der Bundesrepublik Deutschland über 
die Versicherungspflicht nach dem Recht der Arbeits- 
förderung Anwendung. 

b) Arbeitgeber von vorübergehend im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei beschäftigten Arbeitnehmern 
sind verpflichtet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
und der Unfallverhütung mit den dafür zuständigen 


Aux fins de l’application de la legislation de la Republique 

föderale d’Allemagne, les personnes visees aux numeros 1 

ä 4 de l’article 3 de l’Entente, qui resident hors du Quebec 

au Canada sont assimilees aux ressortissants du Quebec. 

4. Relativement ä l’article 4 de l’Entente: 

a) Les dispositions concernant la repartition de la Charge 
d’assurance comphses dans les accords internationaux 
ne sont pas touchees. 

b) La legislation de la Republique föderale d’Allemagne qui 
garantit la participation des assurös et des employeurs 
dans les organismes d’autogestion des institutions et de 
leurs associations de meme que dans les döcisions judi- 
ciaires en matiöre de söcuritö sociale n’est pas touchöe. 

c) Ä l’exception des ressortissants allemands, les per- 
sonnes visöes aux numöros 1 ä 3 de l’article 3 de l’En- 
tente qui rösident sur le territoire du Quöbec ne sont ad- 
missibles ä l’assurance volontaire en vertu de 
l’assurance pension allemande que si eiles ont versö des 
cotisations valables ä ce dernier rögime pour au moins 
soixante mois civils, ou si eiles ötaient admissibles ä 
l’assurance volontaire en vertu de la lögislation transi- 
toire qui ötait en vigueur avant le 19 octobre 1972. Ces 
personnes, ä l’exception de celles visöes au numöro 3 
de l’article 3 de l’Entente, sont ögalement admissibles ä 
l’assurance volontaire aux termes de l’assurance Pen- 
sion allemande si eiles ont versö une cotisation volon- 
taire ä l’assurance pension allemande au plus tard le jour 
pröcödant l’entröe en vigueur de l’Entente. 

d) Les personnes rösidant au Quöbec et ressortissantes 
d’un Etat dans le ressort duquel le regiement (CEE) 
n° 1408/71 ou le röglement (CE) n° 883/2004 est appli- 
cable sont admissibles ä l’assurance volontaire aux 
termes de l’assurance pension allemande uniquement 
dans la mesure de l’application de ces reglements. 

5. Relativement ä l’article 5 de l’Entente: 

a) La lögislation de la Röpublique födörale d’Allemagne re- 
lative aux prestations en espöces fondöes sur des pö- 
riodes d’assurance accomplies en vertu des lois autres 
que la loi födörale n’est pas touchöe. 

b) La lögislation de la Röpublique födörale d’Allemagne re- 
lative aux prestations de participation (Leistungen zur 
Teilhabe) servies par les institutions de l’Assurance pen- 
sion et de la Söcuritö de vieillesse des agriculteurs n’est 
pas touchöe. 

c) L’article 5 de l’Entente ne s’applique pas ä une personne 
qui röside au Quöbec en ce qui a trait ä une pension en 
vertu de la lögislation de la Röpublique födörale d’Alle- 
magne rögissant la röduction de la capacitö de travail 
römunörö si la diminution de la capacitö de gain römu- 
nörö n’est pas causöe uniquement par l’ötat de santö de 
cette personne. 

6. Relativement aux articles 6 ä 1 0 de l’Entente: 

a) Si la lögislation de la Röpublique födörale d’Allemagne 
s’applique ä une personne en vertu des dispositions de 
l’Entente, les dispositions de la Röpublique födörale 
d’Allemagne relatives ä l’assujettissement obligatoire 
döcoulant de la lögislation sur la promotion de l’emploi 
s’appliquent ögalement de la meme fagon ä cette per- 
sonne et ä son employeur en ce qui a trait ä cette acti- 
vitö professionnelle. 

b) Les employeurs des travailleurs salariös employös tem- 
porairement sur le territoire de l’autre Partie contractante 
ont l’obligation de coopörer, dans le domaine de la pro- 
tection contre les maladies et les accidents du travail et 
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Trägern und Organisationen dieser Vertragspartei zu- 
sammenzuarbeiten. Weitergehende innerstaatliche 
Regelungen bleiben unberührt. 

7. Zu den Artikeln 6 bis 8 der Vereinbarung: 

Die Artikel 6 bis 8 der Vereinbarung gelten entsprechend für 
Personen, die nicht Arbeitnehmer sind, auf die sich jedoch 
die in Artikel 2 Absatz 1 der Vereinbarung bezeichneten 
Rechtsvorschriften beziehen. 

8. Zu den Artikeln 6 bis 8 und 1 0 der Vereinbarung: 

Die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland 
zum Versicherungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen 
beschäftigungsunabhängigen Handlungen im Ausland blei- 
ben unberührt. 

9. Zu Artikel 7 der Vereinbarung: 

a) Eine Entsendung in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei liegt insbesondere dann nicht vor, wenn 

- die Tätigkeit des entsandten Arbeitnehmers nicht 
dem Tätigkeitsbereich des Arbeitgebers im Hoheits- 
gebiet der entsendenden Vertragspartei entspricht; 

- der Arbeitgeber des entsandten Arbeitnehmers im 
Hoheitsgebiet der entsendenden Vertragspartei ge- 
wöhnlich eine nennenswerte geschäftliche Tätigkeit 
nicht ausübt; 

- die zum Zwecke der Entsendung eingestellte Person 
zu diesem Zeitpunkt ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
nicht im Hoheitsgebiet der entsendenden Vertrags- 
partei hat; 

- die Arbeitnehmerüberlassung einen Verstoß gegen 
das Recht einer Vertragspartei oder beider Vertrags- 
parteien darstellt oder 

- der Arbeitnehmer seit dem Ende des letzten Entsen- 
dezeitraums weniger als sechs Monate im Hoheits- 
gebiet der entsendenden Vertragspartei beschäftigt 
war. 

b) Der in Artikel 7 genannte Zeitraum von sechzig Ka- 
lendermonaten beginnt für eine Person, die bei Inkraft- 
treten der Vereinbarung vom 14. Mai 1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung von Quebec über Soziale Sicherheit bereits 
entsandt war, mit diesem Zeitpunkt. 

c) Ist eine Person zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Vereinbarung bereits entsandt, wird die bereits zuvor zu- 
rückgelegte Zeit der Entsendung auf die sechzig Kalen- 
dermonate angerechnet. 

1 0. Zu Artikel 7 bis 1 0 der Vereinbarung: 

Für Quebec gelten die Artikel 7 bis 10 der Vereinbarung 
nicht für Personen, die sich gewöhnlich außerhalb des 
Hoheitsgebiets von Quebec aufhalten. 

11. Zu Artikel 9 der Vereinbarung: 

a) In Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland gilt eine 
Person, die nicht in ihrem Hoheitsgebiet erwerbstätig ist, 
als an dem Qrt erwerbstätig, an dem sie zuletzt vorher 
erwerbstätig war. War sie vorher nicht im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland erwerbstätig, so gilt sie 
als an dem Qrt erwerbstätig, an dem die deutsche zu- 
ständige Behörde ihren Sitz hat. 

b) Für eine in Artikel 9 Absatz 2 der Vereinbarung bezeich- 
nete Person, die bei Inkrafttreten der Vereinbarung vom 
14. Mai 1987 zwischen der Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland und der Regierung von Quebec über 
Soziale Sicherheit bereits beschäftigt war, beginnt die 
Frist von sechs Monaten mit diesem Zeitpunkt. 


celui de la prevention des accidents, avec les institutions 
et les organisations competentes de cette Partie 
contractante. Les reglementations internes plus eten- 
dues ne sont pas touchees. 

7. Relativement aux articles 6 ä 8 de l’ Entente: 

Les articles 6 ä 8 de l’Entente sont applicables, par analo- 
gie, aux personnes qui, n’etant pas travailleurs salaries, sont 
cependant soumises ä la legislation visee au paragraphe 1 
de l’article 2 de l’Entente. 

8. Relativement aux articles 6 ä 8 et 1 0 de l’Entente: 

La legislation de la Republique föderale d’Allemagne rela- 
tive ä la Couverture d’assurance pour les prestations d’as- 
sistance et autres activites independantes d’un emploi ä 
l’etranger n’est pas touchee. 

9. Relativement ä l’article 7 de l’Entente: 

a) II n’y a pas detachement sur le territoire de l’autre Partie 
contractante lorsque, notamment, 

- I'activite de la personne salariee detachee ne corres- 
pond pas au domaine d’activites de l’employeur sur 
le territoire de la Partie contractante d’origine; 

- I’employeur de la personne salariee detachee 
n’exerce pas d’activite professionnelle notable de 
maniere habituelle sur le territoire de la Partie 
contractante d’origine; 

- la personne recrutee aux fins du detachement ne re- 
sidait pas, ä cette date, sur le territoire de la Partie 
contractante d’origine; 

- la mise ä disposition de travailleurs interimaires 
constitue une infraction ä la legislation d’une Partie 
contractante ou des deux ou; 

- la personne salariee a ete employee pendant moins 
de six mois sur le territoire de la Partie contractante 
d’origine depuis la fin de la precedente periode de 
detachement. 

b) La Periode de soixante mois civils prevue ä l’article 7 
debute ä compter de la date de l’entree en vigueur de 
l’Entente en matiere de securite sociale du 14 mai 1987 
entre le Gouvernement du Quebec et le Gouvernement 
de la Republique föderale d’Allemagne pour une per- 
sonne qui ötait döjä dötachöe ä cette date. 

c) Pour une personne dötachöe ä la date de l’entröe en 
vigueur de la prösente Entente, la pöriode de dötache- 
ment accomplie avant cette date est prise en compte 
pour le calcul de la pöriode de 60 mois civils. 

1 0. Relativement aux articles 7 ä 1 0 de l’Entente: 

Pour le Quöbec, les articles 7 ä 10 de l’Entente ne sont pas 
applicables aux personnes rösidant habituellement ä l’extö- 
rieur du territoire du Quöbec. 

1 1 . Relativement ä l’article 9 de l’Entente: 

a) Pour la Röpublique födörale d’Allemagne, toute per- 
sonne qui ne travaille pas sur son territoire est röputöe 
travailler dans le Neu de son emploi pröcödent. Si eile ne 
travaillait pröcödemment pas sur le territoire de la Rö- 
publique födörale d’Allemagne, eile est röputöe travailler 
dans le Neu oü se trouve le siege de l’autoritö allemande 
compötente. 

b) Pour une personne visöe au paragraphe 2 de l’article 9 
de l’Entente qui ötait döjä en fonction ä la date de l’en- 
tröe en vigueur de l’Entente en matiere de söcuritö so- 
ciale du 14 mai 1987 entre le Gouvernement du Quöbec 
et le Gouvernement de la Röpublique födörale d’Alle- 
magne, le dölai de six mois commence ä cette date. 
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12. Zu Artikel 10 der Vereinbarung: 

a) In Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland gilt eine 
Person, die nicht in ihrem Hoheitsgebiet erwerbstätig ist, 
als an dem Ort erwerbstätig, an dem sie zuletzt vorher 
erwerbstätig war. War sie vorher nicht im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland erwerbstätig, so gilt sie 
als an dem Ort erwerbstätig, an dem die deutsche zu- 
ständige Behörde ihren Sitz hat. 

b) Artikel 10 der Vereinbarung gilt insbesondere für einen 
Arbeitnehmer eines Unternehmens mit Sitz im Hoheits- 
gebiet einer Vertragspartei, der vorübergehend von ei- 
ner Beteiligungsgesellschaft dieses Unternehmens im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei beschäftigt 
wird und für diesen Zeitraum zu Lasten der Beteiligungs- 
gesellschaft im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar- 
tei Arbeitsentgelt bezieht. 

13. Zu Artikel 15 der Vereinbarung: 

a) Soweit nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
für den Erwerb eines Leistungsanspruchs erforderlich 
ist, dass innerhalb eines bestimmten Zeitraums vor Ein- 
tritt des Leistungsfalls Versicherungszeiten zurückgelegt 
worden sind, berücksichtigt der zuständige Träger nur 
innerhalb dieses Zeitraums zurückgelegte anrechnungs- 
fähige Versicherungszeiten; er berücksichtigt auch an- 
rechnungsfähige Versicherungszeiten, die allein nach 
den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei zu- 
rückgelegt worden sind. 

b) Für den Erwerb eines Leistungsanspruchs nach den 
Rechtsvorschriften von Ouebec berücksichtigt der zu- 
ständige Träger von Quebec auch Zeiten des Leistungs- 
bezugs wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nach den 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland als 
Versicherungszeit. 

c) Lässt sich eine nach den Rechtsvorschriften einer Ver- 
tragspartei zurückgelegte anrechnungsfähige Versiche- 
rungszeit nicht genau einem Kalenderjahr zuordnen, so 
wird angenommen, dass sie sich nicht mit einer nach 
den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei zu- 
rückgelegten anrechnungsfähigen Versicherungszeit 
überschneidet. 

d) Artikel 15 der Vereinbarung gilt entsprechend für Leis- 
tungen, deren Erbringung nach den Rechtsvorschriften 
der Bundesrepublik Deutschland im Ermessen eines 
Trägers liegt. 

e) Den für einen Leistungsanspruch auf Altersrente vor 
Erreichen der Regelaltersgrenze oder auf Rente wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit nach den Rechts- 
vorschriften der Bundesrepublik Deutschland vorausge- 
setzten Pflichtbeiträgen für eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit stehen Pflichtbeiträge für 
eine Beschäftigung oder Tätigkeit in der Renten- 
versicherung von Quebec gleich. 

14. Zu Artikel 17 der Vereinbarung: 

Bergbauliche Betriebe im Sinne des Artikels 1 7 Absatz 1 der 
Vereinbarung sind Betriebe, in denen Mineralien oder ähn- 
liche Stoffe bergmännisch oder Steine und Erden überwie- 
gend unterirdisch gewonnen werden. 

15. Zu den Artikeln 19 und 24 der Vereinbarung: 

Die Barauslagen nach Artikel 19 Absatz 1 der Vereinbarung 
und die Kosten nach Artikel 24 Absatz 1 der Vereinbarung 
umfassen weder geringfügige Kosten für Kommunikation 
noch laufende Personal- und Verwaltungskosten. 


12. Relativement ä l’article 10 de l’Entente: 

a) Pour la Republique föderale d’Allemagne, toute per- 
sonne qui ne travaille pas sur son territoire est reputee 
travailler dans le Neu de son emploi precedent. Si eile ne 
travaillait precedemment pas sur le territoire de la Re- 
publique föderale d’Allemagne, eile est röputöe travailler 
dans le Neu oü se trouve le siege de l’autoritö allemande 
compötente. 

b) L’article 1 0 de l’Entente s’applique en particulier ä toute 
personne salariöe d’une entreprise ayant son siege sur 
le territoire d’une Partie contractante amenöe ä etre em- 
ployöe provisoirement par une sociötö de participation 
de ladite entreprise sur le territoire de l’autre Partie 
contractante et ä percevoir un salaire de la sociötö de 
participation sur le territoire de l’autre Partie contrac- 
tante durant cette pöriode. 

13. Relativement ä l’article 15 de l’Entente: 

a) Dans la mesure oü il est exigö pour l’ouverture du droit 
ä une prestation, seien la lögislation d’une Partie 
contractante, que des pöriodes d’assurance aient ötö 
accomplies ä l’intörieur d’un certain intervalle de temps 
pröcödant l’övenement ouvrant droit ä la prestation, 
l’institution compötente ne tient compte que des pö- 
riodes d’assurance admissibles accomplies au cours de 
cet intervalle de temps; eile tient aussi compte des pö- 
riodes d’assurance admissibles qui ont ötö accomplies 
seulement en vertu de la lögislation de l’autre Partie 
contractante. 

b) Pour l’ouverture du droit ä une prestation en vertu de la 
lögislation du Quöbec, l’institution compötente du Quö- 
bec considere comme une pöriode d’assurance toute 
pöriode au cours de laquelle une personne a regu une 
prestation ä la suite d’une diminution de sa capacite de 
gain en vertu de la lögislation de la Röpublique födörale 
d’Allemagne. 

c) Lorsqu’il est impossible de döterminer avec exactitude ä 
quelle annöe civile correspond une pöriode d’assurance 
admissible accomplie en vertu de la lögislation d’une 
Partie contractante, cette pöriode est prösumöe ne pas 
se superposer ä une pöriode d’assurance admissible ac- 
complie en vertu de la lögislation de l’autre Partie 
contractante. 

d) L’article 15 de l’Entente s’applique par analogie aux 
prestations qui sont octroyöes ä la discrötion d’une Ins- 
titution en vertu de la lögislation de la Röpublique födö- 
rale d’Allemagne. 

e) Les cotisations obligatoires au Rögime de rentes du 
Quöbec, relativement ä un emploi ou un travail auto- 
nome, sont öquivalentes aux cotisations obligatoires, re- 
lativement ä un emploi ou un travail autonome, requises 
aux termes de la lögislation de la Röpublique födörale 
d’Allemagne pour avoir droit ä une pension de vieillesse 
avant l’äge lögal prövu ou ä une pension pour cause de 
diminution de la capacitö de gain. 

14. Relativement ä l’article 17 de l’Entente: 

Les entreprises miniöres au sens du paragraphe 1 de l’arti- 
cle 17 de l’Entente sont des entreprises qui exploitent des 
minöraux ou des substances semblables seien les rögles 
des mineurs ou des pierres et de la terre principalement 
dans des opörations souterraines. 

1 5. Relativement aux articles 1 9 et 24 de l’Entente: 

Les montants döboursös en especes en vertu du para- 
graphe 1 de l’article 19 de l’Entente et les frais prövus au 
paragraphe 1 de l’article 24 de l’Entente n’incluent pas les 
döpenses minimes de communication ni le coüt du person- 
nel rögulier ni les frais administratifs habituels. 
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16. Zu Artikel 20 der Vereinbarung: 

a) Für Quebec bedeutet der Ausdruck „schutzwürdige 
Interessen“ die Rechte und Freiheiten, die durch die 
Charta der Rechte und Freiheiten der Person von 
Quebec sowie der Charta der Rechte und Freiheiten von 
Kanada garantiert werden. 

b) Für Quebec bedeutet der Ausdruck „Rechtsvorschrif- 
ten“ auch die Gesetze und Vorschriften über den Schutz 
der persönlichen Daten. 

1 7. Bei Anwendung der Vereinbarung werden Rechtsvorschrif- 
ten der Bundesrepublik Deutschland, soweit sie für Per- 
sonen, die wegen ihrer politischen Haltung oder aus Grün- 
den der Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung 
geschädigt worden sind, günstigere Regelungen enthalten, 
nicht berührt. 


1 6. Relativement ä l’article 20 de l’Entente: 

a) Pour le Quebec, l’expression «interets legitimes» signifie 
les droits et libertes garantis par la Charte quebecoise 
des droits et libertes de la personne et la Charte cana- 
dienne des droits et libertes. 

b) Pour le Quebec, le mot «legislation» comprend egale- 
ment les lois et les reglements relatifs ä la protection des 
renseignements personnels. 

1 7. Aux fins de l’application de l’Entente, la legislation de la Re- 
publique föderale d’Allemagne n’est pas touchee dans la 
mesure oü eile comporte des dispositions plus avanta- 
geuses pour les personnes qui ont souffert ä cause de leurs 
opinions politiques ou pour des raisons raciales, religieuses 
ou ideologiques. 


Geschehen zu Quebec am 20. April 2010 in zwei Urschriften, Fait ä Quebec le 20 avril 2010 en deux exemplaires, en 
jede in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder Wort- langues frangaise et allemande, chaque texte faisant egalement 
laut gleichermaßen verbindlich ist. foi. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le gouvernement de la Republique föderale d’Allemagne 

Georg Witschel 

Für die Regierung von Quebec 
Pour le gouvernement du Quöbec 

Pierre Arcand 
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Vereinbarung 

zur Durchführung der Vereinbarung vom 20. April 201 0 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung von Quebec 
über Soziale Sicherheit 
(Durchführungsvereinbarung) 


Arrangement d’application 
de l’Entente du 20 avril 2010 
en matiere de securite sociale 

entre le gouvernement de la Republique federale d’Allemagne 
et le gouvernement du Quebec 
(Arrangement d’application) 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung von Quebec - 

im Einklang mit Artikel 18 Absatz 1 der Vereinbarung vom 
20. April 2010 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung von Quebec über Soziale 
Sicherheit, im Folgenden als „Vereinbarung“ bezeichnet - 

haben Folgendes vereinbart: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Die Ausdrücke, die in dieser Durchführungsvereinbarung ver- 
wendet werden, haben dieselbe Bedeutung wie in der Vereinba- 
rung. 

Artikel 2 

Verbindungsstellen 

(1) Verbindungsstellen nach Artikel 18 Absatz 2 der Vereinba- 
rung sind 

1 . in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

a) für die Rentenversicherung 

- die Deutsche Rentenversicherung Nord, Lübeck, 

- die Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin, 

- die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See, Bochum, 

b) für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 

die Deutsche Rentenversicherung Saarland, Saar- 
brücken, 

c) für die Alterssicherung der Landwirte 

der Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung, Kassel, 

d) für die Unfallversicherung 


Le gouvernement de la Republique federale d’Allemagne 
et 

le gouvernement du Quebec - 

Conformement au paragraphe 1 de l’article 18 de l’Entente en 
matiere de securite sociale du 20 avril 2010 entre le gouverne- 
ment de la Republique federale d’Allemagne et le gouvernement 
du Quebec, designee ci-apres comme l’«Entente» - 

sont convenus des dispositions suivantes: 

Titre I 

Dispositions generales 

Article 1 ®r 
Definitions 

Les termes utilises dans le present Arrangement ont le meme 
sens que dans l’Entente. 


Article 2 

Organismes de liaison 

(1) Sont designes comme organismes de liaison au sens du 
paragraphe 2 de l’article 18 de l’Entente: 

1 . en ce qui concerne la Republique federale d’Allemagne: 

a) pour l’Assurance pension, 

- rinstitution allemande d’assurance pension Nord 
(Deutsche Rentenversicherung Nord), Lübeck, 

- rinstitution federale allemande d’assurance pension 
(Deutsche Rentenversicherung Bund), Berlin, 

- rinstitution federale allemande d’assurance pension 
pour les mineurs, les cheminots et les marins (Deut- 
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See), 
Bochum; 

b) pour l’Assurance pension supplementaire des travailleurs 
de la siderurgie, 

rinstitution allemande d’assurance pension de la Sarre 
(Deutsche Rentenversicherung Saarland), Sarrebruck; 

c) pour la Securite de vieillesse des agriculteurs, 

l’Association faTtiere de securite sociale pour les agricul- 
teurs {Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung), Kassel; 

d) pour l’Assurance accidents. 
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die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), 
Deutsche Verbindungsstelle Unfallversicherung - Aus- 
land, Berlin, 


e) soweit die Träger der Krankenversicherung an der Durch- 
führung der Vereinbarung beteiligt sind, 

der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spit- 
zenverband), Deutsche Verbindungsstelle Krankenver- 
sicherung -Ausland (DVKA), Bonn; 


2. in Bezug auf Quebec 

a) für die Rentenversicherung 

das Büro für Vereinbarungen über Soziale Sicherheit (Bu- 
reau des Ententes de securite sociale, BESS), Montreal, 
oder jede andere von der zuständigen Behörde von Que- 
bec möglicherweise später bezeichnete Stelle, 

b) für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

der Ausschuss für Gesundheit und Sicherheit am Arbeits- 
platz (Commission de la Sante et Securite du Travail, 
CSST), Montreal. 

(2) Bei der Anwendung der Vereinbarung ist innerhaib der 
Deutschen Rentenversicherung die Deutsche Rentenversiche- 
rung Nord, Lübeck, für alle Verfahren einschließlich der Feststel- 
lung und Erbringung der Leistungen zuständig, wenn 


1 . Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften der Bun- 
desrepublik Deutschland und nach den Rechtsvorschriften 
von Quebec zurückgelegt oder anrechnungsfähig sind oder 

2. eine Person sich in Quebec gewöhnlich aufhält oder 

3. eine Person als kanadischer Staatsangehöriger, der den 
Rechtsvorschriften von Quebec unterliegt oder unterlegen 
hat, sich gewöhnlich außerhalb der Hoheitsgebiete der bei- 
den Vertragsparteien aufhält und 

4. innerhalb der Deutschen Rentenversicherung die Zuständig- 
keit eines Regionalträgers gegeben ist. 

Dies gilt für Leistungen zur Teilhabe nur, wenn sie im Rahmen ei- 
nes laufenden Rentenverfahrens erbracht werden. 

(3) Die Zuständigkeit der Deutschen Rentenversicherung 
Bund und der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See bleibt von Absatz 2 unberührt. Die Zuständigkeit der 
Verbindungsstellen innerhalb der Deutschen Rentenversicherung 
richtet sich nach den deutschen Rechtsvorschriften. 


Artikel 3 
Aufklärung 

Den Verbindungsstellen obliegt im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
die allgemeine Aufklärung der in Betracht kommenden Personen 
über die Rechte und Pflichten nach der Vereinbarung. 


Artikel 4 

Verwaltungsvereinbarungen 

Die Verbindungsstellen schließen unter Beteiligung der zustän- 
digen Behörden eine Verwaltungsvereinbarung (accord 
operationnel), in der die Verwaltungsmaßnahmen, die zur Durch- 
führung der Vereinbarung notwendig und zweckmäßig sind, 
festgelegt werden. 


l’Assurance accidents obligatoire allemande, Qrganisme 
de liaison allemand de l’assurance accidents pour l’etran- 
ger (Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), 
Deutsche Verbindungsstelle Unfallversicherung - Aus- 
land), Berlin; 

e) dans la mesure oü les institutions de l’assurance maladie 
sont concernees par l’application de l’Entente, 

l’Association faftiere föderale des caisses-maladie - as- 
sociation faftiere GKV, Qrganisme de liaison allemand de 
l’assurance maladie pour l’etranger DVKA (Spitzenver- 
band Bund der Krankenkassen - GKV-Spitzenverband, 
Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung - Aus- 
land DVKA), Bonn; 

2. en ce qui concerne le Quebec; 

a) pour le regime de rentes, 

le Bureau des ententes de securite sociale (BESS), Mont- 
real, ou tout autre organisme que l’autorite competente 
du Quebec pourra subsequemment designer; 

b) pour les accidents de travail et maladies professionnelles, 

la Commission de la sante et de la securite du travail 
(CSST), Montreal. 

(2) Aux fins de l’application de l’Entente, en ce qui concerne 
Institution allemande d’assurance pension, c’est l’lnstitution 
allemande d’assurance pension du nord (Deutsche Rentenver- 
sicherung Nord), Lübeck, qui est responsable de toutes les 
procedures y compris la determination et l’attribution des 
prestations, lorsque; 

1 . des periodes d’assurance ont ete accomplies ou sont admis- 
sibles en vertu des legislations de la Republique föderale 
d’Allemagne et du Quöbec; ou 

2. une personne röside au Quöbec; ou 

3. une personne est un citoyen canadien qui est ou a ötö sou- 
mis ä la lögislation du Quöbec et qui röside hors des terri- 
toires des deux Parties contractantes et 

4. pour ce qui est de l’lnstitution allemande d’assurance pen- 
sion, la compötence revient ä une Institution rögionale. 

Ces dispositions s’appliquent aux prestations de participation 
(Leistungen zur Teiihabe) dans le seul cadre d’une procödure de 
pension en cours. 

(3) La compötence de l’lnstitution födörale allemande d’assu- 
rance pension et de l’lnstitution födörale allemande d’assurance 
pension pour les mineurs, les cheminots et les marins n’est pas 
touchöe par le paragraphe 2. La compötence des organismes de 
liaison au sein de l’lnstitution allemande d’assurance pension est 
rögie par la lögislation allemande. 

Article 3 
Information 

Les organismes de liaison sont chargös, dans le cadre de leur 
compötence respective, d’informer d’une maniere gönörale les 
personnes concernöes de leurs droits et obligations en vertu de 
l’Entente. 

Article 4 

Accords operationnels 

Un accord opörationnel (Verwaltungsvereinbarung) ötablissant 
les mesures administratives requises et utiles pour l’application 
de l’Entente sera conclu, avec la participation des autoritös com- 
pötentes, entre les organismes de liaison. 
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Artikel 5 
Mitteilungen 

Die in Artikel 19 Absatz 1 der Vereinbarung genannten Stellen 
haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit, soweit möglich, einander 
die Mitteilungen zu machen und die Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen, die zur Erhaltung der Rechte und zur Erfüllung der Pflich- 
ten erforderlich sind, die sich für die Beteiligten aus den in Arti- 
kel 2 Absatz 1 der Vereinbarung genannten Rechtsvorschriften 
und der Vereinbarung ergeben. 

Artikel 6 

Bescheinigung über die 
anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) In den Fällen der Artikel 7, 9 und 10 der Vereinbarung erteilt 
die zuständige Stelle der Vertragspartei, deren Rechtsvorschrif- 
ten anzuwenden sind, in Bezug auf die in Betracht kommende 
Erwerbstätigkeit auf Antrag eine Bescheinigung darüber, dass für 
den Arbeitnehmer und für den Arbeitgeber oder für die selbst- 
ständig erwerbstätige Person diese Rechtsvorschriften gelten. 
Die Bescheinigung muss in den Fällen der Artikel 7 und 10 der 
Vereinbarung mit einer bestimmten Gültigkeitsdauer versehen 
sein. Diese darf in den Fällen des Artikels 7 der Vereinbarung 
60 Kalendermonate nicht überschreiten. 

(2) Sind die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutsch- 
land anzuwenden, so stellt der Träger der Krankenversicherung, 
an den die Beiträge zur Rentenversicherung abgeführt werden, 
andernfalls die Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin, die- 
se Bescheinigung aus. In den Fällen des Artikels 10 der Verein- 
barung stellt der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV- 
Spitzenverband), Deutsche Verbindungsstelle Krankenver- 
sicherung - Ausland (DVKA), Bonn, die Bescheinigung aus. 


(3) Sind die Rechtsvorschriften von Quebec anzuwenden, so 
stellt das Büro für Vereinbarungen über Soziale Sicherheit 
(Bureau des Ententes de securite sociale, BESS), Montreal, die 
Bescheinigung aus. 

Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 


Artikel 7 

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

Der Versicherte hat die ärztliche Bescheinigung über die 
Arbeitsunfähigkeit dem zuständigen Träger unverzüglich zu über- 
mitteln. 

Artikel 8 

Anspruchsbescheinigung für Sachleistungen 

(1) Zur Inanspruchnahme von Sachleistungen nach der Ver- 
einbarung hat der Versicherte dem Träger des Aufenthaltsorts 
eine vom zuständigen Träger ausgestellte Bescheinigung vorzu- 
legen. Kann er eine solche Bescheinigung nicht vorlegen, so 
fordert der Träger des Aufenthaltsorts diese beim zuständigen 
Träger an. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichnete Bescheinigung kann vom zu- 
ständigen Träger mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. 
Der Widerruf wird mit Eingang beim aushelfenden Träger wirk- 
sam. 


Article 5 

Renseignements 

Les organismes vises au paragraphe 1 de l’article 19 de l’En- 
tente, dans le cadre de leur competence respective et dans la 
mesure du possible, se communiquent tout renseignement et se 
transmettent tout document necessaire au maintien des droits 
et ä raccomplissement des obligations des personnes concer- 
nees decoulant de la legislation specifiee au paragraphe 1 de 
l’article 2 de l’Entente et decoulant de l’Entente. 

Article 6 

Certificat d’assujettissement 

(1) Dans les cas prevus aux articles 7, 9 et 10 de l’Entente, 
l’organisme competent de la Partie contractante dont la legisla- 
tion s’applique delivre sur demande un certificat attestant, en ce 
qui concerne le travail en question, que cette legislation s’ap- 
plique ä la personne salariee et ä son employeur ou ä la per- 
sonne travaillant ä son propre compte. Dans les cas prevus aux 
articles 7 et 10 de l’Entente, le certificat doit indiquer une duree 
de validite determinee. Dans les cas prevus par l’article 7 de l’En- 
tente, ce dernier ne doit pas exceder 60 mois civils. 

(2) Lorsque la legislation de la Republique föderale d’Alle- 
magne s’applique, le certificat est delivre par l’institution d’assu- 
rance maladie ä laquelle sont versees les cotisations relatives 
aux pensions et, dans tout autre cas, par l’lnstitution föderale al- 
lemande d’assurance pension (Deutsche Rentenversicherung 
Bund), Berlin. Dans les cas prövus ä l’article 10 de l’Entente, le 
certificat est dölivrö par l’Association faTtiere födörale des 
caisses-maladie- association faTtiere GKV, Organisme de liaison 
allemand de l’assurance maladie pour l’ötranger DVKA (Spitzen- 
verband Bund der Krankenkassen - GKV-Spitzenverband, Deut- 
sche Verbindungsstelle Krankenversicherung - Ausland DVKA), 
Bonn. 

(3) Lorsque la lögislation du Quöbec s’applique, le certificat 
est dölivrö par le Bureau des ententes de söcuritö sociale (BESS), 
Montröal. 


Titre ii 

Dispositions particulieres 

Chapitre 1 

Accidents du travail 
et maladies professionnelles 

Article 7 

Certificat d’incapacite de travail 

L’assurö transmet sans tarder ä l’institution compötente le cer- 
tificat mödical d’incapacitö de travail. 


Article 8 

Certificat du droit aux prestations en nature 

(1) Afin de pouvoir recourir aux prestations en nature en vertu 
de l’Entente, l’assurö doit prösenter ä l’institution du Neu de sö- 
jour ou de rösidence un certificat dölivrö par l’institution compö- 
tente. S’il ne peut pas prösenter un tel certificat, l’institution du 
Neu de söjour ou de rösidence le demande aupres de l’institution 
compötente. 

(2) L’institution compötente peut rövoquer avec effet pour 
l’avenir le certificat visö au paragraphe 1. La rövocation prend 
effet ä la date de la röception par l’institution d’entraide. 
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Artikel 9 

Arbeitsunfallanzeige 

Für die Anzeige des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit 
gelten die Rechtsvorschriften der Vertragspartei, die für den Ver- 
sicherten gelten. Die Anzeige wird dem zuständigen Träger er- 
stattet. 

Kapitel 2 

Renten 

Artikel 10 
Antragstellung 

(1) Ein Antrag auf eine Leistung nach der Vereinbarung kann 
bei den zuständigen Trägern der beiden Vertragsparteien, einer 
Verbindungsstelle oder bei jeder Stelle gestellt werden, die nach 
den Rechtsvorschriften der einen oder der anderen Vertragspar- 
tei zur Entgegennahme eines Leistungsantrags zugelassen ist. 

(2) Wird ein Antrag auf Leistungen nach dieser Vereinbarung in 
Quebec gestellt, so kann die Verbindungsstelle diesen Antrag an 
jede der deutschen Verbindungsstellen weiterleiten. 

Kapitel 3 
Verschiedenes 

Artikel 11 

Statistiken 

Die Verbindungsstellen oder andere von den Vertragsparteien 
bezeichnete Stellen erstellen für jedes Kalenderjahr Statistiken 
über die in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei gezahl- 
ten Leistungen. Die Angaben erstrecken sich, so weit wie mög- 
lich, für jede Leistungsart auf die Zahl der Leistungsempfänger 
und den Gesamtbetrag der Leistungen. Die Statistiken werden 
ausgetauscht. 

Abschnitt III 
Schlussbestimmungen 

Artikel 12 

Inkrafttreten und Vereinbarungsdauer 

Die beiden Regierungen notifizieren einander, dass die inter- 
nen Verfahren für das Inkrafttreten der Durchführungsvereinba- 
rung erfüllt sind. Die Durchführungsvereinbarung tritt am selben 
Tag wie die Vereinbarung in Kraft und gilt für dieselbe Dauer. 


Geschehen zu Quebec am 20. April 2010 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


Article 9 

Declaration de l’accident du travail 

La declaration de l’accident du travail ou de la maladie pro- 
fessionnelle s’effectue selon la legislation de la Partie contrac- 
tante ä laquelle l’assure est soumis. La declaration est adressee 
ä l’institution competente. 

Chapitre 2 
Pensions 

Article 10 

Demande de prestation 

(1) Une demande de prestation en application de l’Entente 
peut etre adressee aux institutions competentes des deux Par- 
ties contractantes, ä un organisme de liaison ou ä tout organisme 
autorise en vertu de la legislation de l’une ou de l’autre Partie 
contractante ä recevoir une demande de prestation. 

(2) Si une demande de prestation en application de cette En- 
tente est adressee au Quebec, l’organisme de liaison peut trans- 
mettre cette demande ä tout organisme de liaison allemand. 

Chapitre 3 

Divers 

Article 1 1 
Statistiques 

Les organismes de liaison ou d’autres organismes designes 
par les Parties contractantes compilent des statistiques relatives 
aux prestations versees sur le territoire de l’autre Partie contrac- 
tante, pour chaque annee civile. Ces statistiques indiquent, dans 
la mesure du possible, pour chaque categorie de prestation, le 
nombre de beneficiaires et le montant global des prestations. 
Ces statistiques sont echangees. 

Titre III 

Dispositions finales 

Article 12 

Entree en vigueur et duree de l’Arrangement 

Les deux gouvernements se notifient mutuellement le fait que 
les conditions internes necessaires ä l’entree en vigueur de l’Ar- 
rangement d’application ont ete remplies. L’Arrangement d’appli- 
cation entre en vigueur ä la meme date que l’Entente et pour une 
meme duree. 

Fait ä Quebec le 20 avril 2010 en deux exemplaires, en 
langues frangaise et allemande, chaque texte faisant egalement 
foi. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le gouvernement de la Republique föderale d’Allemagne 

Georg Witschel 

Für die Regierung von Quebec 
Pour le gouvernement du Quebec 


Pierre Arcand 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Die Vereinbarung regelt in umfassender Weise die Bezie- 
hungen zwischen Deutschland und Quebec im Bereich 
der gesetziichen Renten- und Unfaliversicherung. Sie be- 
gründet unter Wahrung des Grundsatzes der Gegensei- 
tigkeit Rechte und Pflichten von Einwohnerinnen und 
Einwohnern und sieht die Gleichbehandlung der beider- 
seitigen Staatsangehörigen und die uneingeschränkte 
Rentenzahlung auch bei Aufenthalt im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei vor (Leistungsexportprinzip). Die 
Voraussetzungen für einen Rentenanspruch können 
durch Zusammenrechnung der jeweils zurückgelegten 
Versicherungszeiten erfüllt werden. Jede Vertragspartei 
zahlt aber nur die Rente für die nach ihrem Recht zurück- 
gelegten Versicherungszeiten. 

Die Vereinbarung enthält darüber hinaus Regelungen zur 
Vermeidung der Doppelversicherung in den Hoheitsge- 
bieten beider Vertragsparteien im Falle von vorüberge- 
henden Beschäftigungen im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei. Der Entsendezeitraum kann sich auf bis zu 
60 Kalendermonate erstrecken. 

Im Verhältnis zu Kanada besteht ein Abkommen vom 
1 4. November 1 985 über Soziale Sicherheit (BGBl. 1 988 II 
S. 26, 28), modifiziert durch das Zusatzabkommen vom 
27. August 2002 (BGBl. 2003 II S. 666, 667). Dieses Ab- 
kommen erfasst in Bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland die Rechtsvorschriften über die Rentenver- 
sicherung, die hüttenknappschaftliche Zusatzversiche- 
rung, die Alterssicherung der Landwirte und über das 
Schlussprotokoll die Unfallversicherung (Gleichstellung 
der Hoheitsgebiete) und die Arbeitslosenversicherung 
(Bestimmungen über die Versicherungspflicht). In den Be- 
reichen der sozialen Sicherheit, die nicht durch die Rege- 
lungen des Abkommens über die Versicherungspflicht 
koordiniert werden (Kranken-, Pflege- und Unfall- 
versicherung), können Doppelversicherungen nicht aus- 
geschlossen werden. 

Im Verhältnis zu Kanada war es seinerzeit zu keiner Ein- 
beziehung der gesetzlichen Unfallversicherung in den 
sachlichen Geltungsbereich des deutsch-kanadischen 
Abkommens über Soziale Sicherheit gekommen, weil die 
Gesetzgebungskompetenz für die Unfallversicherung bei 
den einzelnen kanadischen Provinzen liegt. Es gab und 
gibt in Kanada keine bundeseinheitliche Unfallversiche- 
rung, sondern verschiedene Systeme in den kanadischen 
Provinzen. 

Folglich kann die Unfallversicherung mangels Zuständig- 
keit der kanadischen Bundesbehörden nicht in den sach- 
lichen Geltungsbereich des deutsch-kanadischen Ab- 
kommens über Soziale Sicherheit aufgenommen werden. 

Artikel 26 des deutsch-kanadischen Abkommens ermög- 
licht es aber, dass die Bundesrepublik Deutschland und 
eine Provinz Kanadas Vereinbarungen im Bereich der 
Sozialen Sicherheit abschließen können, soweit diese in 
die Zuständigkeit der Provinz fallen und soweit die 
Vereinbarungen nicht den Bestimmungen des Abkom- 
mens widersprechen. 

Von dieser Möglichkeit haben Deutschland und die 
Provinz Quebec Gebrauch gemacht und am 14. Mai 1987 
eine Vereinbarung über Soziale Sicherheit geschlossen. 
Die Vereinbarung geht auf die besonderen innerstaat- 
lichen Verhältnisse in Kanada zurück und trägt der eigen- 


ständigen beitragsbezogenen Rentenversicherung (Quebec 
Pension Plan) in Quebec Rechnung. Auf deutscher Seite ist 
der sachliche Geltungsbereich insoweit identisch zum Ab- 
kommen mit Kanada. Die Unfallversicherung wurde vom 
sachlichen Geltungsbereich bisher nicht erfasst. 

Die vorliegende neue Vereinbarung soll die deutsch- 
quebecische Vereinbarung vom 14. Mai 1987 (BGBl. 
1988 II S. 26, 51) ablösen. Ziel der Verhandlungen mit 
Quebec war neben den erforderlichen Anpassungen an 
das deutsch-kanadische Abkommen auch die Einbezie- 
hung der Unfallversicherung in den sachlichen Geltungs- 
bereich der Vereinbarung. 

Eine Doppelversicherung und damit eine doppelte Bei- 
tragsbelastung werden dadurch vermieden, dass die in 
das andere Land entsandten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer allein den Rechtsvorschriften einer Ver- 
tragspartei, in der Regel denen des Heimatstaats, unter- 
liegen. Durch die Einbeziehung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung gilt dies künftig auch für diesen Bereich, in 
dem die Arbeitgeber die Beiträge alleine zu tragen haben. 
Insbesondere für deutsche Arbeitgeber, die in der Provinz 
Quebec mit Personal aus Deutschland tätig sind, wird 
dies zu einer deutlichen Beitragsentlastung führen. 

Des Weiteren werden künftig vor allem entsandte 
Personen berechtigt sein, aushilfsweise Sachleistungen 
nach den Rechtsvorschriften des Aufenthaltsgebiets in 
Anspruch zu nehmen. Für die betroffenen Personen 
bedeutet dies in der Praxis eine einfachere und schnelle- 
re Abwicklung, ohne in Vorleistung treten zu müssen; und 
für die zuständigen Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung ergeben sich daraus deutlich günstigere Tarife. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur Anwen- 
dung der Vereinbarung erforderlichen Bestimmungen, die 
vor allem technischer Art sind. Sie betreffen insbesondere 
Mitteilungspflichten zwischen den Versicherungsträgern 
beider Vertragsparteien, das Ausstellen von Beschei- 
nigungen und das Verfahren bei Zahlungen in den ande- 
ren Vertragsstaat. 

II. Besonderes 

Artikel 1 der Vereinbarung enthält Bestimmungen der 
in den nachfolgenden Vorschriften wiederholt verwendeten 
Begriffe. Durch die Definition häufig verwendeter Begriffe 
soll die Anwendung der Vereinbarung erleichtert werden. 

Artikel 2, der durch Nummer 1 des Schlussproto- 
kolls ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich 
der Vereinbarung fest, indem er die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften nennt, auf die sich die Vereinbarung 
bezieht. 

Artikel 3 nennt die Personen, für die die Vereinbarung 
gilt. Die Vorschrift wird ergänzt durch Nummer 2 des 
Schlussprotokolls, die für die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Staatsangehörigen der EU- und der EWR-Staa- 
ten sowie der Schweiz mit in den persönlichen Geltungs- 
bereich einbezieht. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Staatsangehörigen beider Vertragsparteien. Das 
Recht auf Gleichbehandlung wird auch bestimmten wei- 
teren Personengruppen zuerkannt. Nach Absatz 2 der 
Bestimmung ist die uneingeschränkte Gleichbehandlung 
im Leistungsrecht bei Staatsangehörigen der Vertragspar- 
teien auch bei gewöhnlichem Aufenthalt in einem dritten 
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Staat vorgesehen. Zu Artikel 4 sind unter Nummer 4 
des Schlussprotokolls ergänzende Regelungen enthalten. 
Buchstabe c knüpft für bestimmte Personen mit ge- 
wöhnlichem Aufenthalt in Quebec das Recht zur freiwilli- 
gen Versicherung in der deutschen Rentenversicherung 
u. a. an die Voraussetzung einer Mindestversicherungs- 
zeit in der deutschen Rentenversicherung. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, dass Leistungen auch 
erbracht werden, wenn sich die leistungsberechtigte Per- 
son im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei gewöhn- 
lich aufhält. Nummer 5 des Schlussprotokolls enthält 
hierzu ergänzende Regelungen. Insbesondere bestimmt 
NummerS Buchstabe c des Schlussprotokolls, dass 
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit aus der 
deutschen Rentenversicherung nicht an Berechtigte mit 
Aufenthalt in Quebec gezahlt werden, wenn bei der Fest- 
stellung der verminderten Erwerbsfähigkeit nicht nur der 
Gesundheitszustand des Versicherten, sondern auch die 
Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt eine Rolle gespielt 
hat. 

Die Artikel 6 bis 1 0 enthalten Regelungen darüber, 
welche Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht 
in der Renten- und Unfallversicherung bei einer Kollision 
der deutschen und quebecischen Rechtsvorschriften an- 
zuwenden sind. Dadurch wird eine Doppelversicherung 
vermieden. Die Bestimmungen werden durch die Num- 
mere des Schlussprotokolls ergänzt. Nach Nummer 6 
Buchstabe a des Schlussprotokolls finden auf Perso- 
nen, die den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland unterstellt sind, auch deren Rechtsvorschrif- 
ten über die Versicherungspflicht nach dem Recht der Ar- 
beitsförderung Anwendung. Damit gelten für alle erwerbs- 
tätigen Personen im Bereich der Unfall-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung nur die Rechtsvorschriften ei- 
ner Vertragspartei. 

Nach Artikel 6 finden grundsätzlich die Rechtsvor- 
schriften der Vertragspartei über die Versicherungspflicht 
Anwendung, in deren Hoheitsgebiet die Beschäftigung 
ausgeübt wird (Territorialitätsprinzip). 

Die Artikel 7 und 8, die durch die Nummern 7 
bis 1 0 des Schlussprotokolls ergänzt werden, regeln be- 
stimmte Fallgruppen. In Nummer 9 Buchstabe a 
des Schlussprotokolls sind Tatbestände aufgeführt, die 
einer Entsendung in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei entgegenstehen. 

Artikel 9 regelt die Beschäftigung bei öffentlichen 
Arbeitgebern und wird durch Nummer 11 des 
Schlussprotokolls ergänzt. 

Artikel 10 beruht auf der Erwägung, dass mitunter die 
auf Grund der vorgenannten Vorschriften vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt, und lässt ab- 
weichende Vereinbarungen zu. Die Vorschrift wird durch 
Nummer 12 des Schlussprotokolls ergänzt. 

Die Artikel 11 bis 1 4 enthalten die besonderen Re- 
gelungen für die Unfallversicherung. 

Artikel 11 regelt, dass bei der Bemessung des Grades 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit oder der Feststellung 
des Leistungsanspruchs Arbeitsunfälle oder Berufskrank- 
heiten, die unter den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei eintraten, zu berücksichtigen sind. 

Artikel 1 2 macht bei Sachleistungen die Gleichstel- 
lung der Hoheitsgebiete im Falle der Verlegung des Auf- 


enthalts von Personen während einer Heilbehandlung in 
das Hoheitsgebiet der Vertragspartei, in dem der zustän- 
dige Träger nicht seinen Sitz hat, von der vorherigen Zu- 
stimmung des zuständigen Trägers abhängig. 

Artikel 1 3 enthält die Bestimmungen über die Sach- 
leistungsaushilfe durch den Träger des Aufenthaltsorts. 

Artikel 14 regelt die Erstattung der Sachleistungsaus- 
hilfekosten durch den zuständigen Träger der Unfallversi- 
cherung. 

Die Artikel 15 bis 1 7 enthalten die besonderen Re- 
gelungen für die Rentenversicherung. 

Artikel 15, ergänzt durch Nummer 13 des 
Schlussprotokolls, bestimmt, dass Versicherungszeiten, 
die in der deutschen und quebecischen Rentenversiche- 
rung zurückgelegt worden sind, für die Erfüllung des Leis- 
tungsanspruchs, also vor allem für die Wartezeit, zusam- 
mengerechnet werden. 

Artikel 16 enthält nähere Regelungen für die Anwen- 
dung der quebecischen, Artikel 17 nähere Regelun- 
gen für die Anwendung der deutschen Rechtsvorschrif- 
ten. 

Die Artikel 18 bis 26 enthalten Regelungen für das 
Zusammenwirken der in den Hoheitsgebieten der beiden 
Vertragsparteien mit der Durchführung der Vereinbarung 
betrauten Stellen. Die Vorschriften werden durch die 
Nummern 15 und 16 des Schlussprotokolls ergänzt. 

Die Artikel 2 7 bis 3 0 enthalten Übergangs- und 
Schlussbestimmungen. 

Nach Artikel 1 der Durchführungsvereinbarung 

haben die in der Vereinbarung verwendeten Begriffe die 
gleiche Bedeutung wie in der Vereinbarung. 

Artikel 2 bestimmt die Verbindungsstellen der beiden 
Vertragsparteien. 

Nach Artikel 3 obliegt den zuständigen Verbindungs- 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso- 
nen über die Vereinbarung. 

Artikel 4 ermächtigt die Verbindungsstellen zum Ab- 
schluss einer Verwaltungsvereinbarung. 

Artikel 5 regelt die Verwaltungshilfe der Versicherungs- 
träger und der Verbindungsstellen und schreibt die ge- 
genseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen Tat- 
sachen sowie den Austausch der erforderlichen 
Beweismittel vor. 

Artikel 6 regelt vor allem für in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei entsandte Arbeitnehmer die Ertei- 
lung von Bescheinigungen über die Fortgeltung der 
Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht des so- 
genannten Entsendestaats. 

Artikel 7 regelt den Nachweis der Arbeitsunfähigkeit. 

Artikel 8 befasst sich mit der Anspruchsbescheinigung 
für Sachleistungen. 

In Artikel 9 wird die Anzeigepflicht im Falle eines Ar- 
beitsunfalls oder einer Berufskrankheit geregelt. 

Artikel 10 regelt die Antragstellung bei Renten. 

In Artikel 11 ist festgelegt, dass jährlich Statistiken 
über die in den jeweils anderen Staat vorgenommenen 
Rentenzahlungen ausgetauscht werden. 

Artikel 12 enthält die üblichen Schlussbestimmungen. 
Danach ist die Gültigkeit der Durchführungsvereinbarung 
an die Gültigkeit der Vereinbarung geknüpft. 
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